
II Mitteilungen

MITTEILUNGEN DER ORGANE UND EINRICHTUNGEN DER EUROPÄISCHEN UNION

Kommission

2007/C 23/01 Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags — Vorhaben, gegen
die von der Kommission keine Einwände erhoben werden (1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1

2007/C 23/02 Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags — Vorhaben, gegen
die von der Kommission keine Einwände erhoben werden (1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5

IV Informationen

INFORMATIONEN DER ORGANE UND EINRICHTUNGEN DER EUROPÄISCHEN UNION

Kommission

2007/C 23/03 Euro-Wechselkurs . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7

V Bekanntmachungen

VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER GEMEINSAMEN HANDELSPOLITIK

Kommission

2007/C 23/04 Bekanntmachung über die Einleitung einer teilweisen Interimsüberprüfung der Antidumpingmaßnah-
men gegenüber den Einfuhren von Harnstoff mit Ursprung in Russland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8

Amtsblatt
der Europäischen Union

DE
(1) Text von Bedeutung für den EWR (Fortsetzung umseitig)

Inhalt SeiteInformationsnummer

2

ISSN 1725-2407

Ausgabe
in deutscher Sprache

50. Jahrgang

C23

Mitteilungen und Bekanntmachungen 1. Februar 2007



VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER WETTBEWERBSPOLITIK

Kommission

2007/C 23/05 Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses (Sache COMP/M.4524 — Nemak/Hydro Castings) (1) 10

2007/C 23/06 Staatliche Beihilfen — Frankreich — Staatliche Beihilfe C 45/2006 (ex NN 62/A/2006) — Bürgschaft
der Coface im Rahmen des Baus eines Kernkraftwerks durch Framatome ANP für Teollisuuden Voima
Oy — Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag (1) . . . . . . . . . . 11

2007/C 23/07 Staatliche Beihilfe — Polen — Staatliche Beihilfe Nr. C 54/2006 (ex N 276/2006) — Umstrukturie-
rungsbeihilfe für Bison-Bial S.A. — Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88
Absatz 2 EG-Vertrag (1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20

2007/C 23/08 Staatliche Beihilfen — Frankreich — Staatliche Beihilfe Nr. C 74/99 (ex NN 65/99) — Beihilfe für den
Bau des Kreuzfahrtschiffs Le Levant — Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88
Absatz 2 EG-Vertrag (1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 28

2007/C 23/09 Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses (Sache COMP/M.4551 — Goldman Sachs/Onex/RAC)
— Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall (1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 35

2007/C 23/10 Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses (Sache COMP/M.4535 — Charterhouse/Vivarte) — Für
das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall (1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 36

Hinweis

Inhalt (Fortsetzung) SeiteInformationsnummer

(1) Text von Bedeutung für den EWRDE



II

(Mitteilungen)

MITTEILUNGEN DER ORGANE UND EINRICHTUNGEN DER EUROPÄISCHEN
UNION

KOMMISSION

Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags

Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/C 23/01)

Datum der Annahme der Entscheidung 22.9.2006

Nummer der Beihilfe N 30/06

Mitgliedstaat Tschechische Republik

Region Pardubický

Titel (und/oder Name des Begüns-
tigten)

Podpora pro BOHEMIA–SEN s.r.o.

Rechtsgrundlage Usnesení Zastupitelstva města Pardubice ze dne 21. 6. 2005

Art der Beihilfe Einzelbeihilfe

Ziel Regionale Entwicklung

Form der Beihilfe Transaktion nicht zu Marktbedingungen

Haushaltsmittel Gesamtbetrag der vorgesehenen Beihilfe 52,5 Mio. CZK

Beihilfehöchstintensität 7,9 %

Laufzeit —

Wirtschaftssektoren Immobilien

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Statutární město Pardubice, Pernštýnské nám. 1, CZ-530 21 Pardubice

Sonstige Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/

Datum der Annahme der Entscheidung 17.10.2006

Nummer der Beihilfe N 176/06

Mitgliedstaat Italien

Region Molise

1.2.2007 C 23/1Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Titel (und/oder Name des Begüns-
tigten)

Programma pluriennale — Aiuti per gli investimenti alle imprese industriali:
industrializzazione — fondo di garanzia (PPMolise 1,2,1) — Aiuti a finalità
regionale

Rechtsgrundlage Decreto del Commissario Delegato n. 29 dell'8 febbraio 2006. Decreto del Com-
missario Delegato n. 60 del 12 maggio 2006

Art der Beihilfe Beihilferegelung

Ziel Regionale Entwicklung

Form der Beihilfe Zuschuss, Bürgschaft

Haushaltsmittel Geplante Jahresausgaben 42 Mio. EUR; Gesamtbetrag der vorgesehenen Beihilfe
42 Mio. EUR

Beihilfehöchstintensität 30 %

Laufzeit Bis zum 31.12.2006

Wirtschaftssektoren Alle Sektoren

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Regione Molise

Sonstige Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/

Datum der Annahme der Entscheidung 6.12.2006

Nummer der Beihilfe N 357/A/06

Mitgliedstaat Deutschland

Region Bundesländer Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sach-
sen-Anhalt, Thüringen

Titel (und/oder Name des Begüns-
tigten)

Investitionszulagengesetz 2007 — Anwendung für Vorhaben begonnen vor
2007

Rechtsgrundlage Investitionszulagengesetz 2007

Art der Beihilfe Beihilferegelung

Ziel Regionale Entwicklung

Form der Beihilfe Steuerfreibetrag

Haushaltsmittel Geplante Jahresausgaben 580 Mio. EUR; Gesamtbetrag der vorgesehenen Beihilfe
1 740 Mio. EUR

Beihilfehöchstintensität 12,5 %; 15 %; 25 %; 27,5 %

Laufzeit 21.7.2006-31.12.2006

Wirtschaftssektoren Alle Sektoren

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Wohnsitzfinanzamt des Anspruchsberechtigten

Sonstige Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/
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Datum der Annahme der Entscheidung 26.7.2006

Nummer der Beihilfe N 415/06

Mitgliedstaat Spanien

Region Madrid

Titel (und/oder Name des Begüns-
tigten)

Ayuda estatal a la producción de cortometrajes — Madrid

Rechtsgrundlage Ley 2/95, de 8 de marzo, de Subvenciones de la Comunidad de Madrid;
Ley 38/2003 de 17 de noviembre, General de Subvenciones (Ley Estatal);
Proyecto de Orden por la que se establecen las bases reguladores para la conce-
sión de ayudas a empresas privadas dedicadas al sector audiovisual y cinemato-
gráfico.
Proyecto de convocatoria de producción cinematográfica para el año 2007

Art der Beihilfe Beihilferegelung

Ziel Kultur, Kleine und mittlere Unternehmen

Form der Beihilfe Zuschuss

Haushaltsmittel Geplante Jahresausgaben 0,38 Mio. EUR; Gesamtbetrag der vorgesehenen Bei-
hilfe 0,38 Mio. EUR

Beihilfehöchstintensität 100 %

Laufzeit 29.11.2006-29.11.2007

Wirtschaftssektoren Kultur, Sport und Unterhaltung

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Consejería de Cultura y Deportes, calle Caballero de Gracia 32, E-28013 Madrid

Sonstige Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/

Datum der Annahme der Entscheidung 11.12.2006

Nummer der Beihilfe N 463/A/06

Mitgliedstaat Ungarn

Region Bács-Kiskun, Baranya, Békés, Győr-Moson-Sopron, Hajdú-Bihar, Jász-Nagykun-
Szolnok, Komárom-Esztergom, Pest, Szabolcs-Szatmár-Bereg, Tolna

Titel (und/oder Name des Begüns-
tigten)

Újjáépítési hitelprogram

Rechtsgrundlage …/2006 Kormányrendelet a Magyarország folyóin 2006. tavaszán kialakult
rendkívüli árvíz, valamint az ország egyes területein ezen év első hónapjaiban
bekövetkezett jelentős belvíz miatt keletkezett károk enyhítéséről

Art der Beihilfe Beihilferegelung

Ziel Ausgleich für Schäden aufgrund von Naturkatastrophen oder sonstigen außerge-
wöhnlichen Ereignissen

Form der Beihilfe Zinsgünstiges Darlehen

Haushaltsmittel Geplante Jahresausgaben 40 000 Mio. HUF; Gesamtbetrag der vorgesehenen Bei-
hilfe 40 000 Mio. HUF

Beihilfehöchstintensität —

Laufzeit Bis zum 31.12.2007
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Wirtschaftssektoren Verarbeitendes Gewerbe, Sonstiges

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Magyar Fejlesztési Bank Zrt., H-1051 Budapest, Nádor u. 31.

Sonstige Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/

Datum der Annahme der Entscheidung 6.12.2006

Nummer der Beihilfe N 546/06

Mitgliedstaat Frankreich

Region —

Titel (und/oder Name des Begüns-
tigten)

Fonds d'aide à des particuliers sous conditions de ressources dans la perspective
de la fin de la radiodiffusion analogique

Rechtsgrundlage Article 103 du projet de loi relative à la modernisation de la diffusion audiovi-
suelle et à la télévision du futur

Art der Beihilfe Beihilferegelung

Ziel Soziale Unterstützung einzelner Verbraucher

Form der Beihilfe Zuschuss

Haushaltsmittel Gesamtbetrag der vorgesehenen Beihilfe 140 Mio. EUR

Beihilfehöchstintensität —

Laufzeit Bis zum 31.12.2011

Wirtschaftssektoren Post- und Telekommunikationsdienstleistungen

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

—

Sonstige Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/
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Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags

Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/C 23/02)

Datum der Annahme der Entschei-
dung

6.12.2006

Nummer der Beihilfe N 407/06

Mitgliedstaat Deutschland

Region Sachsen-Anhalt

Titel (und/oder Name des Begüns-
tigten)

Food retail and production CS GmbH — KMU Aufschlag

Rechtsgrundlage 33. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftstsstruktur“ approved as N 642/2002; Investitionszulagengesetz 2005 in
der Fassung der Bekanntmachung vom 30. September 2005 (BGBI I S. 2961,
BStBI I S. 943) approved as N 142a/2004; Programm für unmittelbare Bürg-
schaften des Bundes und der Länder in den neuen Bundesländern und Berlin Ost
approved as N 297/1991

Art der Beihilfe Einzelbeihilfe

Ziel Kleine und mittlere Unternehmen

Form der Beihilfe Zuschuss, Steuervergünstigung, Bürgschaft

Haushaltsmittel Gesamtbetrag der vorgesehenen Beihilfe 7485 Mio. EUR

Beihilfehöchstintensität 15 %

Laufzeit —

Wirtschaftssektoren Verarbeitendes Gewerbe

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

Investitionsbank Sachsen-Anhalt, Domplatz 12, D-39104 Magdeburg (Gemein-
schaftsaufgabe); Finanzamt Magdeburg, Tessenowstrasse 6, D-39114 Magdeburg
(Investitionszulage); PricewaterhouseCoopers AG, Lise-Meitner-Strasse 1,
D-10589 Berlin (Bürgschaft)

Sonstige Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/

Datum der Annahme der Entschei-
dung

24.10.2006

Nummer der Beihilfe NN 62/B/06

Mitgliedstaat Deutschland, Schweden

Region —

Titel (und/oder Name des Begüns-
tigten)

Syndiziertes Darlehen und bilaterales Darlehen für den Bau eines Kernkraftwerks
durch Framatome ANP für Teollisuuden Voima Oy

Rechtsgrundlage —

Art der Beihilfe Einzelbeihilfe
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Ziel Die Maßnahme stellt keine Beihilfe dar

Form der Beihilfe —

Haushaltsmittel Die Maßnahme stellt keine Beihilfe dar

Beihilfehöchstintensität Die Maßnahme stellt keine Beihilfe dar

Laufzeit —

Wirtschaftssektoren Stromproduktion

Name und Anschrift der Bewilligungs-
behörde

—

Sonstige Angaben —

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entscheidung in der/den verbindlichen Sprachen finden
Sie unter der Adresse:

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/
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IV

(Informationen)

INFORMATIONEN DER ORGANE UND EINRICHTUNGEN
DER EUROPÄISCHEN UNION

KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

31. Januar 2007

(2007/C 23/03)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,2954

JPY Japanischer Yen 157,27

DKK Dänische Krone 7,4553

GBP Pfund Sterling 0,66325

SEK Schwedische Krone 9,0520

CHF Schweizer Franken 1,6214

ISK Isländische Krone 88,58

NOK Norwegische Krone 8,1480

BGN Bulgarischer Lew 1,9558

CYP Zypern-Pfund 0,5787

CZK Tschechische Krone 28,163

EEK Estnische Krone 15,6466

HUF Ungarischer Forint 257,22

LTL Litauischer Litas 3,4528

LVL Lettischer Lat 0,6963

MTL Maltesische Lira 0,4293

PLN Polnischer Zloty 3,9274

Währung Kurs

RON Rumänischer Leu 3,4049

SKK Slowakische Krone 35,120

TRY Türkische Lira 1,8405

AUD Australischer Dollar 1,6786

CAD Kanadischer Dollar 1,5325

HKD Hongkong-Dollar 10,1132

NZD Neuseeländischer Dollar 1,8975

SGD Singapur-Dollar 1,9917

KRW Südkoreanischer Won 1 219,17

ZAR Südafrikanischer Rand 9,4166

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 10,0703

HRK Kroatische Kuna 7,3675

IDR Indonesische Rupiah 11 788,14

MYR Malaysischer Ringgit 4,5345

PHP Philippinischer Peso 63,319

RUB Russischer Rubel 34,3890

THB Thailändischer Baht 44,756
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V

(Bekanntmachungen)

VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER GEMEINSAMEN
HANDELSPOLITIK

KOMMISSION

Bekanntmachung über die Einleitung einer teilweisen Interimsüberprüfung der Antidumpingmaß-
nahmen gegenüber den Einfuhren von Harnstoff mit Ursprung in Russland

(2007/C 23/04)

Die Kommission erhielt einen Antrag auf eine teilweise Interims-
überprüfung gemäß Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 384/96 des Rates über den Schutz gegen gedumpte Einfuh-
ren aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län-
dern (1) (nachstehend „Grundverordnung“ genannt).

1. Überprüfungsantrag

Der Antrag wurde von dem in Russland ansässigen ausführen-
den Hersteller Joint Stock Company „Mineral and Chemical
Company EuroChem“ (nachstehend „Antragsteller“ genannt) ein-
gereicht.

Der Antrag beschränkt sich auf die Untersuchung der Frage,
inwieweit die Ausfuhren des Antragstellers gedumpt sind.

2. Ware

Die Überprüfung betrifft Harnstoff mit Ursprung in Russland
(nachstehend „betroffene Ware“ genannt), der derzeit unter den
KN-Codes 3012 10 10 und 3102 10 90 eingereiht wird. Diese
KN-Codes werden nur informationshalber angegeben.

3. Geltende Maßnahmen

Bei den derzeit geltenden Maßnahmen handelt es sich um den
mit der Verordnung (EG) Nr. 901/2001 des Rates (2) eingeführ-
ten endgültigen Antidumpingzoll.

Eine Bekanntmachung zur Einleitung einer Überprüfung wegen
bevorstehenden Außerkrafttretens der Antidumpingmaßnahmen
gegenüber Einfuhren der betroffenen Ware mit Ursprung in
Russland sowie zur Einleitung einer teilweisen Interimsüberprü-
fung, die sich auf die Form der Maßnahmen beschränkt, wurde
am 4. Mai 2006 (3) veröffentlicht. Diese Überprüfungen sind
noch nicht abgeschlossen.

4. Gründe für die Überprüfung

Der Antrag auf eine Interimsüberprüfung gemäß Artikel 11
Absatz 3 der Grundverordnung stützt sich auf vom Antragstel-
ler übermittelte Anscheinsbeweise, denen zufolge sich die
Umstände, auf deren Grundlage die Maßnahmen eingeführt wur-
den, dauerhaft verändert haben.

Der Antragsteller behauptet und legt Anscheinsbeweise dafür
vor, dass ein Vergleich seiner eigenen Kosten mit den Ausfuhr-
preisen eine erheblich unter den derzeit geltenden Maßnahmen
liegende Dumpingspanne ergeben würde. Daher sei eine Auf-
rechterhaltung der Maßnahmen in ihrer jetzigen Höhe, die auf
der zuvor ermittelten Schadensspanne basierte, zum Ausgleich
des Dumpings nicht länger erforderlich.

5. Verfahren der Dumpingfeststellung

Die Kommission kam nach Konsultationen im Beratenden Aus-
schuss zu dem Schluss, dass genügend Beweise vorliegen, um
die Einleitung einer teilweisen Interimsüberprüfung zu rechtferti-
gen, und leitet hiermit gemäß Artikel 11 Absatz 3 der Grund-
verordnung eine Überprüfung ein.

Im Rahmen dieser Untersuchung soll festgestellt werden, ob die
Maßnahmen im Falle des einzigen Antragstellers aufrechterhal-
ten, aufgehoben oder geändert werden.

Wird festgestellt, dass die Maßnahmen für den Antragsteller
außer Kraft gesetzt oder geändert werden sollten, kann, wie in
Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 901/2001 erläutert,
eine Änderung des auf die Einfuhren der betroffenen Ware
durch andere ausführende Hersteller erhobenen Zollsatzes erfor-
derlich sein.
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(1) ABl. L 56 vom 6.3.1996, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2117/2005 (ABl. L 340 vom 23.12.2005, S. 17).

(2) ABl. L 127 vom 9.9.2001, S. 11.
(3) ABl. C 105 vom 4.5.2006, S.12.



a) Fragebogen

Die Kommission wird dem Antragsteller und den Behörden
des betroffenen Ausfuhrlandes Fragebogen übermitteln, um
die von ihr für ihre Untersuchung als notwendig erachteten
Informationen einzuholen. Diese Informationen müssen
zusammen mit den entsprechenden Nachweisen innerhalb
der unter Nummer 6 Buchstabe a gesetzten Frist bei der
Kommission eingehen.

b) Einholung von Auskünften und Anhörungen

Alle interessierten Parteien werden aufgefordert, ihren Stand-
punkt unter Vorlage sachdienlicher Beweise darzulegen und
gegebenenfalls auch Informationen zu übermitteln, die über
den Fragebogen hinausgehen. Diese Informationen müssen
zusammen mit den entsprechenden Nachweisen innerhalb
der unter Nummer 6 Buchstabe a gesetzten Frist bei der
Kommission eingehen.

Die Kommission kann die interessierten Parteien außerdem
hören, sofern die Parteien dies beantragen und nachweisen,
dass besondere Gründe für ihre Anhörung sprechen. Dieser
Antrag ist innerhalb der unter Nummer 6 Buchstabe b
gesetzten Frist zu stellen.

6. Fristen

a) Kontaktaufnahme und Übermittlung der Antworten und sonstiger
Informationen

Sofern nichts anderes bestimmt ist, müssen alle interessierten
Parteien innerhalb von 40 Tagen nach Veröffentlichung die-
ser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union mit
der Kommission Kontakt aufnehmen, ihren Standpunkt
schriftlich darlegen und ihre Antworten auf den Fragebogen
und sonstige Informationen übermitteln, wenn diese Anga-
ben bei der Untersuchung berücksichtigt werden sollen. Es
wird darauf hingewiesen, dass die Wahrnehmung der meisten
in der Grundverordnung verankerten Verfahrensrechte
voraussetzt, dass sich die betreffende Partei innerhalb der
vorgenannten Frist selbst meldet.

b) Anhörungen

Innerhalb derselben Frist von 40 Tagen können die interes-
sierten Parteien auch einen Antrag auf Anhörung durch die
Kommission stellen.

7. Schriftliche Stellungnahmen, Antworten auf den Frage-
bogen und Schriftwechsel

Alle Stellungnahmen und Anträge interessierter Parteien sind
schriftlich einzureichen (jedoch nicht in elektronischer Form, es
sei denn, diese Form wäre ausdrücklich zugelassen); darin sind
der Name, die Anschrift, die E-Mail-Adresse, die Telefon- und
die Faxnummer der interessierten Partei anzugeben. Alle schrift-
lichen Stellungnahmen, einschließlich der in dieser Bekanntma-
chung verlangten Informationen, sowie die Antworten auf den
Fragebogen und alle Schreiben, die die interessierten Parteien auf
vertraulicher Basis übermitteln, müssen den Vermerk „Zur einge-
schränkten Verwendung (1)“ tragen; außerdem müssen gemäß
Artikel 19 Absatz 2 der Grundverordnung entsprechende nicht-
vertrauliche Zusammenfassungen vorgelegt werden, die den Ver-
merk „ZUR EINSICHTNAHME DURCH INTERESSIERTE PAR-
TEIEN“ tragen.

Anschrift der Kommission:
Europäische Kommission
Generaldirektion Handel
Direktion H
Büro: J-79 5/16
B-1049 Brüssel
Fax: (32-2) 295 65 05

8. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit

Wenn interessierte Parteien den Zugang zu den erforderlichen
Informationen verweigern oder sie nicht innerhalb der vorgese-
henen Fristen übermitteln oder die Untersuchung erheblich
behindern, können gemäß Artikel 18 der Grundverordnung
positive oder negative Feststellungen auf der Grundlage der ver-
fügbaren Fakten getroffen werden.

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder irre-
führende Informationen vorgelegt hat, so werden diese Informa-
tionen nicht berücksichtigt, und es können gemäß Artikel 18
der Grundverordnung die verfügbaren Fakten zugrunde gelegt
werden. Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur zum Teil
mit und werden deshalb die verfügbaren Fakten zugrunde gelegt,
so kann dies zu einem Ergebnis führen, das für diese Partei
weniger günstig ist, als wenn sie mitgearbeitet hätte.

9. Zeitplan für die Untersuchung

Gemäß Artikel 6 Absatz 9 der Grundverordnung ist die Unter-
suchung innerhalb von 15 Monaten nach der Veröffentlichung
dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäischen Union
abzuschließen.
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(1) Unterlagen mit diesem Vermerk sind nur für den internen Gebrauch
bestimmt. Sie sind gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/
2001 des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zugang der
Öffentlichkeit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates
und der Kommission (ABl. L 145 vom 31.5.2001, S. 43) geschützt und
werden gemäß Artikel 19 der Grundverordnung und Artikel 6 des
WTO-Übereinkommens zur Durchführung des Artikels VI des Allge-
meinen Zoll- und Handelsabkommens 1994 (Antidumping-Überein-
kommen) vertraulich behandelt.



VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER
WETTBEWERBSPOLITIK

KOMMISSION

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.4524 — Nemak/Hydro Castings)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/C 23/05)

1. Am 23. Januar 2007 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 139/2004 (1) des Rates bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beab-
sichtigt: Das von Alfa S.A.B. de C.V. (Mexiko) kontrollierte Unternehmen Tenedora Nemak, S.A. de C.V.
(„Nemak“, Mexiko) erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Ratsverordnung die alleinige
Kontrolle über die europäische Gießereisparte der Norsk Hydro SAS (Norwegen) durch den Kauf von Aktien
der folgenden vier Unternehmen: Aluminium Alucast GmbH (Deutschland), Hydro Aluminium Mandl & Ber-
ger GmbH (Österreich), Hydro Aluminium Győr Alumíniumöntöde Kft. (Ungarn) und Hydro Aluminium
Fundo AS (Schweden) (zusammen„Hydro Castings“).

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Nemak: Herstellung von Gussteilen für die Automobilindustrie, insbesondere Zylinderköpfe und Motor-
blöcke;

— Hydro Castings: Herstellung von Gussteilen für die Automobilindustrie, insbesondere Zylinderköpfe und
Motorblöcke.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass die angemeldete Transaktion unter die
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fällt. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich allerdings
vor.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stel-
lung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffentli-
chung eingehen. Sie können der Kommission per Fax (Nr. [32-2] 296 43 01 oder 296 72 44) oder auf dem
Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.4524 — Nemak/Hydro Castings, an folgende Anschrift
übermittelt werden:

Europäische Kommission
GD Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel

1.2.2007C 23/10 Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1.



STAATLICHE BEIHILFEN — FRANKREICH

Staatliche Beihilfe C 45/2006 (ex NN 62/A/2006) — Bürgschaft der Coface im Rahmen des Baus
eines Kernkraftwerks durch Framatome ANP für Teollisuuden Voima Oy

Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/C 23/06)

Mit Schreiben vom 24. Oktober 2006, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist,
hat die Kommission Frankreich ihren Beschluss mitgeteilt, in Bezug auf die Bürgschaft der Coface im Rah-
men des Baus eines Kernkraftwerks durch Framatome ANP für Teollisuuden Voima Oy ein Verfahren nach
Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten.

Die Kommission fordert alle Beteiligten auf, zu der Beihilfe, derentwegen die Kommission das Verfahren ein-
leitet, innerhalb eines Monats nach dem Datum der Veröffentlichung dieser Zusammenfassung und des sich
anschließenden Schreibens eine Stellungnahme an folgende Anschrift zu senden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Staatliche Beihilfen
B-1049 Brüssel
Fax: (32-2) 296 12 42

Die Stellungnahmen werden an die französischen Behörden weitergeleitet. Der Stellungnehmende kann unter
Angaben von Gründen schriftlich beantragen, dass seine Identität nicht bekannt gegeben wird.

ZUSAMMENFASSUNG

1. BESCHREIBUNG DER MASSNAHME

Das finnische Unternehmen Teollisuuden Voima Oy (TVO) hat
den Bau seines dritten Kernreaktors am Standort Olkiluoto in
Auftrag gegeben. TVO hat den Auftrag zum Bau des Kernreak-
tors nach einer Ausschreibung an ein Konsortium aus den
Unternehmen Framatome ANP und Siemens vergeben.

Zur Finanzierung des Baus seines Reaktors hat TVO verschie-
dene Finanzinstrumente herangezogen. Eines dieser Instrumente
ist ein Darlehen, das ein Syndikat von vier Banken gewährt hat,
und zwar die […] (*), die […], die […] und die […]. Dieses Dar-
lehen von 570 Mio. EUR wird in Tranchen über einen Zeitraum
von […] Jahren ausgezahlt und dann über […] Jahre mit kon-
stanten Tilgungszahlungen zurückgezahlt.

Das Darlehen ist Gegenstand einer Bürgschaft, die die Coface im
Rahmen ihrer Tätigkeit als Ausfuhrkreditversicherungsanstalt im
Auftrag des französischen Staates übernommen hat. Die Coface
hat die Bürgschaft gegen Zahlung einer Prämie durch TVO über-
nommen.

Die Kommission hat zwei Beschwerden erhalten, denen zufolge
es sich bei dieser Bürgschaft um eine staatliche Beihilfe
zugunsten des Unternehmens Framatome ANP handelt. Nach
Aussagen der Beschwerdeführer handelt es sich um eine Beihilfe
für innergemeinschaftliche Ausfuhren, die mit dem Binnenmarkt
grundsätzlich unvereinbar sei.

2. ANALYSE DER MASSNAHME

Dem von der Kommission aufgrund ihrer Analyse gezogenen
Schluss zufolge kann nicht ausgeschlossen werden, dass die
Bürgschaft der Coface eine staatliche Beihilfe im Sinne von Arti-
kel 87 Absatz 1 EG-Vertrag darstellt. Insbesondere bei gleichzei-
tiger Betrachtung der finanziellen Konditionen des Darlehens
und jener der Bürgschaft kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht
ausgeschlossen werden, dass TVO aufgrund der Bürgschaft in
den Genuss günstigerer Finanzierungskonditionen kommt, als
auf dem freien Markt erhältlich wären.

Die Kommission ist angesichts der Bedingungen der Auftragsver-
gabe an Framatome ANP durch TVO der Auffassung, dass der
wirtschaftliche Vorteil der mutmaßlichen Beihilfe entweder TVO
selbst oder Framatome ANP entstanden sein kann. Die Kommis-
sion lässt diese Frage zum jetzigen Zeitpunkt offen.

Abschließend hat die Kommission die Vereinbarkeit der mut-
maßlichen Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt geprüft. Sie ist
zu der Schlussfolgerung gelangt, dass Zweifel an der Vereinbar-
keit bestehen, insbesondere da nach konstanter Praxis der Kom-
mission Beihilfen für innergemeinschaftliche Ausfuhren für
unvereinbar befunden werden. Die Kommission stellt fest, dass
das OECD-Übereinkommen über Leitlinien für öffentlich unter-
stützte Exportkredite, das per Beschluss des Rates ins Gemein-
schaftsrecht übernommen wurde, keine Rechtsgrundlage dar-
stellt, die auf die Vereinbarkeit der Maßnahme schließen ließe.

Im Unterschied zu früheren Entscheidungen hat die Kommission
jedoch festgestellt, dass in der vorliegenden Sache das Unterneh-
men Framatome ANP im Rahmen der Ausschreibung von TVO
ausschließlich mit Unternehmen aus nicht zur Gemeinschaft
gehörenden Ländern konkurrierte, was unter Umständen bedeu-
tet, dass sich die Auswirkungen der Maßnahme auf den Handel
zwischen den Mitgliedstaaten in Grenzen halten.

1.2.2007 C 23/11Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(*) Geschäftsgeheimnis



Die Kommission ersucht die französischen Behörden, ihr alle für
die Beurteilung dieser Maßnahme sachdienlichen Informationen
zu übermitteln. Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG)
Nr. 659/1999 des Rates kann jede rechtswidrige Beihilfe von
ihrem Empfänger zurückgefordert werden.

DAS SCHREIBEN

„Par la présente, la Commission a l'honneur d'informer la France
qu'après avoir examiné les informations fournies par les autori-
tés françaises sur la mesure citée en objet, elle a décidé d'ouvrir
la procédure prévue à l'article 88, paragraphe 2, du traité CE.

1. PROCÉDURE

1. Par courrier du 11 octobre 2004, enregistré par la Commis-
sion le 15 octobre 2004, Greenpeace a adressé à la Com-
mission une plainte concernant l'octroi par l'agence fran-
çaise d'assurance crédit export (la Coface) d'une garantie
visant la part exportable française des prestations de la
société Framatome ANP au profit de la société finlandaise
Teollisuuden Voima Oy (ci-après TVO).

2. La Commission a enregistré cette plainte sous le numéro de
registre CP 201/2004 le 29 octobre 2004.

3. Par courrier réf. D/57822 du 4 novembre 2004, la Com-
mission a demandé aux autorités françaises des informa-
tions sur la garantie. Les autorités françaises ont transmis
ces informations par courrier du 10 décembre 2004, enre-
gistré par la Commission le 13 décembre 2004.

4. Par courrier du 14 décembre 2004, enregistré par la Com-
mission le 16 décembre 2004, European Renewable Ener-
gies Federation asbl (ci-après EREF) a adressé à la Commis-
sion une plainte mettant en doute la conformité avec le
droit communautaire des modalités de construction, finan-
cement et opération de la nouvelle centrale nucléaire de
TVO.

5. La Commission a enregistré les aspects aides d'État de
cette plainte sous le numéro de registre CP 238/2004 le
21 décembre 2004. Par la suite, la Commission a traité les
deux plaintes de manière conjointe dans une large mesure,
puisque la plainte CP 238/2004 inclut dans son périmètre
celui de la plainte CP 201/2004.

6. Par courrier réf. D/51174 du 15 février 2005, la Commis-
sion a demandé aux autorités allemandes des informations
sur les mesures visées par les plaintes. Les autorités alleman-
des ont transmis ces informations par courrier du
16 mars 2005, enregistré par la Commission le 17 mars
2005.

7. Par courrier réf. D/54101 du 26 mai 2005, la Commission
a demandé aux autorités françaises des informations sur les
mesures visées par les plaintes. Les autorités françaises ont
transmis ces informations par courrier du 26 juillet 2005,
enregistré par la Commission le 27 juillet 2005.

8. Par courrier réf. D/54366 du 7 juin 2005, la Commission a
demandé aux autorités finlandaises des informations sur les
mesures visées par les plaintes. Les autorités finlandaises
ont transmis ces informations par courrier du 8 juillet
2005, enregistré par la Commission le 11 juillet 2005.

9. Par courrier réf. D/54377 du 8 juin 2005, la Commission a
demandé aux autorités suédoises des informations sur les
mesures visées par les plaintes. Les autorités suédoises ont
transmis ces informations par courrier du 7 juillet 2005,
enregistré par la Commission le 18 juillet 2005.

10. Le 2 septembre 2005, une réunion a été tenue entre la
Commission et EREF.

11. Par courrier du 18 novembre 2005, enregistré par la Com-
mission le 22 novembre 2005, EREF a fourni à la Commis-
sion des éléments supplémentaires sur sa plainte du 14
décembre 2004, comprenant en particulier des éléments
concernant les aides d'État dans le cadre de la plainte
CP 238/2004.

12. Par courrier réf. D/59668 du 9 décembre 2005, la Com-
mission a demandé aux autorités suédoises des informa-
tions complémentaires sur les mesures visées par les plain-
tes. Les autorités suédoises ont transmis ces informations
par courrier du 6 avril 2006, enregistré par la Commission
le 10 avril 2006.

13. Par courrier réf. D/50295 du 13 janvier 2006, la Commis-
sion a demandé aux autorités françaises des informations
complémentaires sur les mesures visées par les plaintes. Les
autorités françaises ont transmis ces informations par cour-
rier électronique du 20 février 2006, enregistré par la Com-
mission le 21 février 2006, complété par courrier électro-
nique du 10 mars 2006, enregistré par la Commission le
13 mars 2006.

14. Les autorités françaises ont fait parvenir à la Commission
des informations complémentaires sur les mesures visées
par les plaintes par courrier électronique du 5 avril 2006,
enregistré par la Commission le même jour.

15. Par courrier du 4 mai 2006, enregistré par la Commission
le 12 mai 2006, Greenpeace a transmis à la Commission
des informations complémentaires sur la plainte CP
201/2004.

16. Le 4 juillet 2006, une réunion a été tenue entre la Commis-
sion, les autorités françaises, et des représentants d'une
banque, d'AREVA et de TVO. Lors de cette réunion, les
autorités françaises ont fourni à la Commission des docu-
ments sur les mesures visées par les plaintes.

17. Par courrier du 18 juillet 2006, enregistré par la Commis-
sion le 25 juillet 2006, EREF a fourni de nouveaux éléments
sur la plainte CP 238/2004, et mis la Commission en
demeure de prendre une décision sur le cas.

18. La Commission a regroupé les deux plaintes sous le numéro
de registre NN 62/2006 le 7 septembre 2006. Le 20 sep-
tembre 2006, elle a scindé le cas en deux sous cas, respecti-
vement NN 62/A/2006 et NN 62/B/2006. Le cas NN 62/A/
2006 couvre les aspects des plaintes concernant la garantie
de la Coface. Le cas NN 62/B/2006 couvre les aspects de la
plainte CP 238/2004 concernant un prêt syndiqué et un
prêt bilatéral (la plainte CP 201/2004 ne couvre pas ces
aspects). La présente décision ne vise que le cas NN 62/A/
2006. Le cas NN 62/B/2006 fait l'objet d'une décision dis-
tincte de la Commission.
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2. DESCRIPTION DES MESURES

2.1. Le projet Olkiluoto 3

19. La Finlande possède actuellement quatre réacteurs nucléai-
res. Deux d'entre eux, propriétés de la société Fortum, sont
situés à Loviisa. Les deux autres sont situés à Olkiluoto et
appartiennent à la société TVO.

20. TVO est une société sans but lucratif, dont l'objet est de
fournir de l'électricité à ses actionnaires au coût de revient.
Le capital de TVO est divisé en plusieurs tranches, corre-
spondant pour chacune à une centrale ou un groupe de
centrales. La possession d'une part d'une tranche de capital
de TVO donne le droit d'acheter au coût de revient une
fraction équivalente de la production des centrales corre-
spondantes.

21. Les actionnaires de TVO sont essentiellement des industriels
grands consommateurs d'électricité et d'autres entreprises
du secteur électrique.

22. TVO, qui possède déjà deux réacteurs nucléaires, une cent-
rale au charbon et une éolienne, fait actuellement construire
son troisième réacteur nucléaire sur le site d'Olkiluoto. Ce
réacteur est connu sous le nom de “Olkiluoto 3”.

23. Le maître d'ouvrage du projet Olkiluoto 3 est un consor-
tium regroupant les sociétés Framatome ANP et Siemens.
Framatome ANP (1) est elle-même une filiale des sociétés
Areva et Siemens. Ce consortium a été choisi par TVO pour
mener à bien le projet suite à un appel d'offre lancé en sep-
tembre 2002. TVO a annoncé le choix de Framatome ANP
et Siemens le 15 octobre 2003. Le contrat de construction
a été signé le 18 décembre 2003. Selon les informations
fournies à la Commission, outre le consortium sélectionné,
les entreprises […] (*) auraient participé à l'appel d'offre.

24. Le réacteur Olkiluoto 3 sera le premier réacteur de la nou-
velle génération de réacteurs European Pressurised Water
Reactor (EPR). Sa capacité devrait être de 1600 MW. D'après
le planning initial, il est prévu que le réacteur entre en ser-
vice en 2009.

2.2. Financement

25. TVO utilise plusieurs sources pour financer le projet Olki-
luoto 3 dont le coût total s'élève à plus de trois milliards
d'EUR.

26. En premier lieu, TVO a procédé à une augmentation de
capital qui couvre 20 % du coût du projet, par la création
d'une tranche spécifique d'actions pour le nouveau réacteur.
En second lieu, un prêt subordonné sera octroyé par les
actionnaires pour un montant s'élevant à 5 % du coût total.
Outre ces moyens financiers fournis par les actionnaires, le

projet est financé par une facilité de crédit accordée par un
syndicat de banques internationales, par un prêt à rembour-
sement linéaire garanti par la Coface, et par un ensemble de
prêts bilatéraux.

2.2.1. La facilité de crédit

27. Il s'agit d'une facilité d'un montant de 1,35 milliards d'EUR
(ci-après “la facilité de crédit”).

28. Cette facilité a été accordée à TVO par un syndicat de cinq
banques: Bayerische Landesbank, BNP Paribas, JP Morgan,
Nordea et Svenska Handelsbanken. Ces cinq banques se
sont engagées dans la facilité pour des montants égaux, et
selon des conditions identiques. Cette facilité a été signée le
17 décembre 2003. Cependant, les cinq banques s'étaient
déjà engagées à fournir si nécessaire jusqu'à 2,5 milliards
d'EUR par lettre du 11 novembre 2003.

29. La facilité de crédit comprend deux tranches, de maturités
respectives de 5 et 7 ans. Elle porte un taux d'intérêt
variable indexé sur l'indice EURIBOR. La tranche à 5 ans
offre une rémunération (“spread”) de […] points de base
(bps) au dessus d'EURIBOR pour les […] premières années.
Le spread passe à […] bps (“step up”) pour les années […].
La tranche à 7 ans offre un spread de […] bps pour les […]
premières années puis un step up à […] bps pour les
années […] et […] bps pour les années […]. Le prêt ne
bénéficie pas de garantie publique.

30. Le contrat entre TVO et les banques signé le 17 décembre
2003 portait initialement sur un montant total de 1,95
milliards d'EUR. Ce montant a été réduit par la suite à 1,35
milliards d'EUR en raison de l'octroi à TVO du prêt garanti
par la Coface décrit ci-dessous.

31. En juin 2005, TVO a conclu une nouvelle facilité de crédit
de 1,6 milliards d'EUR, profitant ainsi des conditions de
marché plus favorables. En effet, TVO ne paye qu'une rému-
nération moyenne de […] bps au dessus d'EURIBOR pour
cette facilité de […] ans. Ayant couvert ses premiers
débours liés au projet Olkiluoto 3 grâce aux autres sources
de financement décrites dans cette section, et notamment
les fonds propres additionnels et le prêt subordonné des
actionnaires, TVO n'a finalement jamais dû utiliser la facilité
de crédit conclue en décembre 2003 et l'a résiliée.

32. Le 11 juin 2004, la Commission a rendu une opinion posi-
tive en accord avec l'article 43 du Traité Euratom, dans
laquelle elle conclut que le projet industriel en question
“contribue à améliorer la sécurité et la diversité d'approvi-
sionnement énergétique, à la fois au niveau régional et
européen” et “tous les aspects de cet investissement répon-
dent aux objectifs du Traité Euratom”.
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2.2.2. Le prêt garanti par la Coface

33. Il s'agit d'un prêt d'un montant total de 570 millions d'EUR,
accordé par le même syndicat de banques que celui ayant
octroyé la facilité de crédit, à l'exclusion de la banque
[…] (*).

34. Le principal du prêt sera progressivement tiré par TVO sur
une durée de […] ans, les sommes successivement emprun-
tées correspondant aux payements dus par TVO à Frama-
tome ANP. Le remboursement du prêt se fait par rembour-
sements semestriels constants en principal. Il commence
[…] après le dernier déboursement et s'étale sur […] ans.
La durée moyenne du prêt calculée par les autorités françai-
ses est de 8,92 ans.

35. Le taux d'intérêt payé aux banques est variable et indexé sur
EURIBOR. Ce prêt offre une rémunération de […] bps au
dessus de cet indice.

36. Le prêt fait l'objet d'une assurance octroyée par la Coface
dans le cadre de ses activités d'agence d'assurance crédit
export pour le compte de l'État français. À ce titre, la
Coface assure [90-100] % du montant du prêt. Pour bénéfi-
cier de cette assurance, TVO verse à la Coface une prime
forfaitaire de [2,5 — 3,5] % pour chaque déboursement. Le
montant total des primes dues à la Coface est donc de
[14,25 — 19,95] millions d'EUR.

37. La décision positive de la commission interministérielle sta-
tuant sur l'octroi de la présente garantie a été prise le
17 novembre 2003. La Coface a émis une promesse d'assu-
rance le 1er décembre 2003. Le prêt a été conclut le
25 mars 2004.

38. La France a notifié cette assurance aux participants à l'arran-
gement de l'OCDE relatif à des lignes directrices pour les
crédits à l'exportation bénéficiant d'un soutien public
(ci-après “l'arrangement OCDE”) le 20 novembre 2003. Il
est à noter que l'opération en cause n'a pas été contestée
par aucun des participants dans le cadre de l'Arrangement.

2.2.3. Les prêts bilatéraux

39. En sus des deux prêts ci-dessus, TVO a également contracté
un ensemble de prêts bilatéraux auprès de divers autres
organismes financiers, pour un total de […] millions d'EUR.

40. L'un de ces prêts est octroyé par AB Svensk Exportkredit
(ci-après “SEK”). Il s'agit d'un prêt d'un montant de […] mil-
lions d'EUR, comprenant deux tranches de […] millions
d'EUR chacune, de maturité respective de 5 et 7 ans. Les
taux d'intérêts sont les mêmes que ceux de la facilité de cré-
dit octroyée par le syndicat de banques.

41. Ce prêt ne bénéficie pas d'une garantie publique. Il est oct-
royé par la branche bancaire de SEK, et ne concerne pas la
branche de la banque qui gère les activités publiques suédoi-

ses d'assurance crédit export pour le compte du gouverne-
ment.

3. LES PLAINTES

3.1. La plainte de Greenpeace — CP 201/2004

42. La plainte de Greenpeace vise l'intervention de la Coface
dans le prêt à remboursement linéaire.

43. Selon Greenpeace, l'assurance octroyée par la Coface doit
être interprétée comme une aide de l'État à la société Frama-
tome ANP, pour l'exportation d'un de ses produits en Fin-
lande. Il s'agirait alors d'une aide à l'exportation, par prin-
cipe interdite dans le marché commun.

44. Pour soutenir sa thèse, Greenpeace indique en particulier
que la Commission a déjà pris une décision d'aide incompa-
tible dans un cas similaire dans la première moitié des
années 1980 (2).

3.2. La plainte d'EREF — CP 238/2004

45. La plainte d'EREF vise trois mesures d'aides d'État potentiel-
les: la facilité de crédit, la garantie de la Coface et le prêt
accordé par la SEK. Cette décision ne concerne que la
garantie de la Coface, les deux autres aspects étant traités
dans la décision sur le cas NN 62/B/2006.

46. Selon EREF, la garantie octroyée par la Coface et portant
sur le prêt de 570 millions d'EUR constitue une aide de l'É-
tat au sens de l'article 87(1) du traité CE.

47. EREF note que la Coface est une société aux capitaux privés
mais fait valoir que, lorsque la société mène certaines activi-
tés d'assurance crédit export, elle agit pour le compte de l'É-
tat. Dans ce cadre, son budget est entièrement public.

48. EREF indique que, de manière générale, la Coface n'inter-
viendrait pour le compte de l'État français que dans le but
d'assurer des prêts qui ne sont pas assurables sur le marché.

49. Selon EREF, la garantie accordée par la Coface serait la plus
grande jamais octroyée par cette agence en terme de mon-
tant assuré, si l'on excepte la garantie octroyée aux Chan-
tiers de l'Atlantique au second trimestre 2001. Habituelle-
ment, la Coface n'assurerait que des prêts de montant inféri-
eur à 200 millions d'EUR.

50. Il s'agirait par ailleurs de la seule garantie octroyée dans le
cadre d'une transaction intracommunautaire (de la France
vers la Finlande).

51. EREF indique enfin que cette l'aide de la Coface constituerait
une aide à l'exportation intracommunautaire, et ne pourrait
à ce titre bénéficier d'aucune des dérogations au principe
d'interdiction des aides d'État tel que prévu par l'article 87
du traité CE.
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(*) Il s'agit d'une banque privée.

(2) Décision 84/416/EEC de la Commission du 27 juin 1984 concernant
l'intention du gouvernement français d'accorder une couverture spé-
ciale du risque de change aux exportateurs français soumissionnant
pour la construction d'une centrale électrique en Grèce. JO L 230,
28.8.1984, p. 25.



4. ÉVALUATION DE LA GARANTIE DE LA COFACE

4.1. Existence d'aide d'État

52. La Commission doit dans un premier temps analyser si la
mesure en question constitue une aide d'État au sens de
l'article 87, paragraphe 1, du traité CE. Par conséquent, dans
les prochaines sections, elle analyse la garantie au regard
des différents critères constitutifs d'une aide.

4.1.1. Imputabilité et ressources d'État

53. L'assurance-crédit couvrant le prêt à TVO fait partie des
produits qui sont gérés par la Coface pour le compte et avec
la garantie de l'État français. Dans ce cadre, la Coface
instruit les demandes d'assurance-crédit. Cependant, la déci-
sion d'octroi de la garantie est prise par l'autorité administ-
rative (comité interministériel). La mesure présente est donc
imputable à l'État.

54. La Coface, agissant comme assureur, délivre alors en son
propre nom les polices d'assurance, conformément à la
décision qui a été prise par l'administration. Dans ce cadre,
la Coface est chargée de la gestion des polices, et nota-
mment de l'instruction des demandes d'indemnisation. Elle
perçoit les primes d'assurance et verse les indemnités pour
le compte de l'État. Les risques afférents à ces produits sont
pris en charge par l'État: l'ensemble des flux financiers rela-
tifs à cette procédure (primes, indemnités, récupérations)
font l'objet, auprès de la Coface, d'un enregistrement comp-
table distinct. Les primes perçues par la Coface sont versées
directement sur le compte de l'État et les indemnités sont
payées par la Coface à partir de ce même compte, sans
aucun passage par les comptes de la Coface. Étant donné
que suivant ce mécanisme tous les risques financiers liés à
la présente garantie, et notamment le payement éventuel
d'indemnités, sont supportés par l'État français, cette mesure
contient des ressources d'État.

4.1.2. Existence d'un avantage

55. Le produit financier offert par la Coface constitue juridique-
ment une police d'assurance. Dans la pratique, celle-ci
assure les prêteurs contre le non remboursement de leur
créance par TVO. Dès lors, l'offre de cette assurance par l'É-
tat français est considérée par la Commission comme l'oct-
roi d'une garantie au sens général du terme.

56. Une garantie accordée par un État en lien avec un prêt peut
constituer un avantage pour le ou les créanciers ayant
accordé le prêt. C'est par exemple le cas quand le prêt a déjà
été accordé ou quand un prêt garanti est utilisé pour rem-
bourser un prêt existant. La présente mesure ne s'inscrit pas
dans un de ces scénarios. En effet, la garantie a été discutée
et confirmée avant la conclusion des termes précis (nota-
mment le taux d'intérêt) du prêt bénéficiant de cette garan-
tie. Cette conclusion de l'absence d'avantage pour les prê-
teurs participant au prêt garanti est confirmée par le fait
qu'une institution financière privée a décliné la proposition
qui lui était faite de participer au prêt garanti.

57. Se pose par ailleurs la question de l'éventuel avantage pour
l'emprunteur sous la forme de conditions de financement
plus favorables que les conditions de marché.

58. La Commission observe que, en tant que tel, il n'existe pas
de marché pour le type de garantie/police d'assurance accor-
dée par la Coface. Il n'est donc pas possible de comparer
directement la prime de [2,5 — 3,5] % payée par TVO avec
le prix de marché de ce produit, et d'en déduire la présence
et la taille d'une éventuelle aide. Cependant, la Commission
observe que la garantie de la Coface porte sur un prêt
finançant TVO. En vue de déterminer l'existence ou non
d'un avantage pour l'emprunteur, on peut alors comparer le
coût total (i.e. taux d'intérêt payé aux banques augmenté de
la prime de garantie payée à la Coface) pour TVO du prêt
garanti avec le coût que l'entreprise aurait dû supporter si
elle s'était financée sans garantie.

59. Comme indiqué, le coût total du prêt garanti est composé
du taux d'intérêt payé aux banques, soit EURIBOR + […]
bps, augmenté du coût de la garantie. Cette dernière est
payée par une prime unique de [2,5 — 3,5] % du montant
garanti. Les autorités françaises ont calculé qu'une telle
prime “upfront” est équivalente à une marge annuelle de
[25-75] bps sur la durée du prêt (3). Il semble donc
que le coût total du prêt garanti soit équivalent à EURIBOR
+ [50-100] bps.

60. Il s'agit dès lors de comparer ce taux d'intérêt aux taux de
marché du financement sans garantie.

61. Comme indiqué précédemment, à côté du prêt garanti,
TVO a, dans le cadre du projet actuel, également recouru au
financement bancaire sous la forme d'une facilité de crédit.
La conformité de cette facilité de crédit avec le marché com-
mun fait l'objet d'une décision distincte de la Commission,
portant sur le cas d'aide d'État NN 62/B/2006. Dans cette
décision, la Commission parvient à la conclusion que le
taux d'intérêt de la facilité de crédit peut être considéré
comme un taux de marché.

62. Cependant, bien que ce taux constitue un taux de marché,
et même en admettant qu'il puisse servir de base neutre de
comparaison pour les modalités du prêt garanti par la
Coface, les observations suivantes s'imposent.

63. Tel qu'indiqué précédemment, la facilité de crédit comporte
deux tranches: une tranche à cinq ans dont le taux moyen
est de […] bps au dessus d'EURIBOR et une à sept ans dont
le taux moyen est de […] bps au dessus d'EURIBOR. Le prêt
garanti présente une maturité moyenne de 8,92 ans. Il s'agit
donc d'extrapoler quel aurait été le taux d'une tranche pré-
sentant cette maturité. En comparant les deux tranches, on
observe que le spread augmente de […] bps par année sup-
plémentaire. Dès lors, sur base d'une approximation liné-
aire (4), on obtient un spread de [50-100] bps ([…] bps
pour 7 ans + ([…] bps/an) (*) (1,92 ans)) pour une maturité
de 8,92 ans. La comparaison de ce taux de marché extra-
polé avec le coût total du prêt garanti calculé sur la base
des informations fournies par les autorités françaises indi-
que donc que ce dernier est plus cher de [0-50] bps et qu'il
n'y aurait pas d'avantage sous la forme d'une réduction des
coûts de financement.

1.2.2007 C 23/15Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(3) Le calcul des autorités françaises consiste en la résolution de l'équation
actuaire pour le profil de déboursement et de remboursement du prêt
garanti par la COFACE.

(4) À la connaissance de la Commission, le spread croît avec la durée de la
dette, mais cette croissance est linéaire voire dégressive (courbe spread/
durée concave), mais pas croissante (courbe spread/durée convexe).

(*) Il s'agit d'une banque privée.



64. Alternativement au prêt garanti, TVO aurait pu se financer
en émettant une obligation. Il s'agit donc d'analyser quel
taux d'intérêt l'entreprise aurait du supporter pour ce genre
de dette. La Commission observe que TVO n'a jamais émis
d'obligation. Il n'existe donc pas de taux de marché directe-
ment observable pour cet emprunteur en particulier. Par
contre, des entreprises ayant des ratings et des profils relati-
vement comparables ont déjà eu recourt à l'emprunt obliga-
taire.

65. Vu la structure coopérative de TVO, qui prévoit que les
actionnaires s'engagent à couvrir les coûts de TVO, le risque
de défaillance de TVO est en partie importante déterminé
par le risque de défaillance présenté par ses actionnaires. Or
deux de ceux-ci, Fortum et Stora Enso, ont eu recours au
marché obligataire respectivement durant la seconde moitié
de 2003 et la première moitié de 2004. Une simple compa-
raison avec les spreads payés par ces emprunteurs (5) semb-
lerait indiquer à première vue que le coût total du prêt
garanti ne dévie pas des taux de marché.

66. La Commission observe cependant que ces conclusions pré-
liminaires sont fondées sur un certain nombre d'hypothèses.
Dans ces circonstances, la Commission ne peut pas exclure
à ce stade de la procédure que TVO aurait dû supporter un
coût supérieur au coût du prêt garanti s'il s'était financé
sans garantie. Elle considère donc qu'elle doit obtenir de la
France et des parties intéressées des clarifications nota-
mment relatives à la méthodologie utilisée pour effectuer la
comparaison entre la prime payée et le spread.

4.1.3. Identification du bénéficiaire

67. Étant donné qu'il est possible que la garantie publique crée
un avantage, il s'agit d'identifier qui serait le bénéficiaire de
l'aide.

68. Le premier bénéficiaire potentiel de l'aide serait TVO. En
effet, la garantie lui permettrait de réduire ses coûts finan-
ciers par rapport à ceux qu'il aurait du supporter en faisant
appel aux marchés financiers.

69. Cependant, la Commission note que la garantie de la Coface
a été accordée dans le cadre d'une transaction précise, à
savoir le contrat de conception et de construction du trois-
ième réacteur nucléaire de TVO et exclusivement en cas de
lien avec un fournisseur donné, à savoir le consortium Fra-
matome ANP/Siemens. Or, la concurrence entre fournis-
seurs de centrales nucléaires s'est probablement faite non
seulement sur le prix demandé pour la construction de la
centrale en elle-même mais également sur les conditions du
financement offertes à TVO, d'autant plus que d'autres four-
nisseurs de centrale ayant répondu à l'appel d'offres de TVO
présentaient aussi une offre liée à une garantie de crédit à

l'exportation. Le choix du fournisseur par TVO aurait donc
pu se faire sur base d'un prix global (ci-après “le prix glo-
bal”), combinant les deux aspects, et non uniquement sur le
prix demandé pour la construction en elle-même.

70. Dans ces conditions, si elle procurait un avantage, la garan-
tie aurait principalement avoir eu pour effet d'alléger les
coûts qui auraient du être supportées par Framatome ANP/
Siemens pour pouvoir offrir à son client un prix global lui
permettant de remporter le marché. Une telle garantie pour-
rait alors être une aide à l'exportation pour le consortium
ou certains de ses éléments.

71. Au stade actuel de son enquête, la Commission laisse
ouverte la question de l'identité du potentiel bénéficiaire —
TVO, Framatome ANP, ou les deux — et donc de l'identité
de la ou des entreprises auprès de qui une aide éventuelle-
ment incompatible avec le marché commun devrait être
récupérée le cas échéant.

4.1.4. Sélectivité

72. La garantie a été accordée sélectivement pour un seul prêt à
une entreprise précise. Il s'agit cependant de s'assurer que le
régime de garanties publiques géré par la Coface n'est pas
une mesure générale. Ce n'est pas le cas car il est accessible
uniquement pour des contrats d'exportations. De plus, l'oct-
roi de la garantie n'est pas automatique mais dépend d'une
décision de l'administration. La mesure actuellement analy-
sée est donc bien sélective.

4.1.5. Distorsion de concurrence

73. La Commission doit analyser si un tel avantage sélectif
serait de nature à fausser la concurrence sur les différents
marchés concernés.

74. Il ressort de l'analyse précédente que, sur le marché de la
construction de centrales nucléaires, un éventuel avantage
en faveur de Framatome ANP aurait pu être de nature à lui
permettre de faire une offre globale plus attrayante lors de
l'appel d'offre réalisé par TVO et auquel […] autres concur-
rents ont soumis des offres.

75. Il s'agit également d'analyser la possibilité ou non de distor-
sion de concurrence avec les constructeurs de centrales non
nucléaires. À ce propos, la Commission observe que TVO
avait décidé de construire une centrale de type nucléaire et
demandé toutes les autorisations correspondantes plusieurs
années avant l'intervention de la Coface. Par conséquent, les
équipementiers non nucléaires n'étaient pas éligibles pour
ce projet. Il ne semble donc pouvoir exister de distorsion de
concurrence en leur défaveur.
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(5) Et tenant compte de la différence de rating d'un cran (“notch”) entre ces
entreprises et TVO.



76. Finalement, il s'agit de vérifier si une aide éventuelle directe
ou indirecte à TVO ne pourrait pas créer de distorsion sur
le marché de la production d'électricité. Le coût global du
nouveau réacteur étant diminué grâce à l'intervention de l'É-
tat français, TVO serait capable de produire (à partir de la
date de livraison de la centrale) une électricité à moindre
coût, ce qui fausserait la concurrence avec les autres pro-
ducteurs d'électricité. La Commission ne peut donc exclure
que la garantie publique génère une distorsion de concur-
rence sur ce dernier marché.

4.1.6. Affectation des échanges entre États membres

77. Dès lors qu'il y a distorsion de concurrence possible sur
deux marchés, il s'agit d'analyser son effet potentiel sur les
échanges entre États membres. Concernant la distorsion de
concurrence avec les […] autres producteurs de centrales
nucléaires ayant fait une offre à TVO, la Commission
observe qu'il s'agit de […] groupes d'origine extra-europé-
enne et dont l'activité de construction de centrales nucléai-
res est extra européenne. La Commission doit donc à ce
stade exprimer des doutes sur le fait que la mesure en cause
ait été susceptible d'affecter la concurrence au sein de
l'Union et les échanges entre les États membres s'agissant
des constructeurs de centrales nucléaires.

78. Concernant la distorsion de concurrence entre producteurs
d'électricité, la Commission observe que TVO opère sur
Nordpool, le marché intégré des pays scandinaves et de la
Finlande. Dès lors, une distorsion de concurrence pourrait
influencer le commerce entre certains États membres, nota-
mment si les actionnaires de TVO réduisent leur achat d'é-
lectricité sur le Nordpool parce que TVO est capable de la
leur fournir à moindre coût.

4.2. Illégalité de l'aide éventuelle

79. La France fait valoir que la garantie de la Coface a été noti-
fiée à la Commission.

80. La Commission observe que cette notification s'est faite
dans le cadre du mécanisme d'échange d'information établi
par l'arrangement OCDE). Ce mécanisme prévoit qu'une
telle mesure doit être notifiée à tous les pays participants de
l'arrangement et à la Commission Européenne — en tant
qu'entité participante. Cette notification permet aux pays
participants et à la Commission de s'assurer que l'état qui
octroie la mesure n'accorde pas plus d'avantages que ce qui
est permis par l'arrangement. Grâce aux notifications
reçues, la Commission, dans le cadre de sa politique com-
merciale, procède à de telles vérifications.

81. Cependant, cette notification n'a aucunement pour but de
permettre la vérification de la conformité des mesures avec
les règles en matière d'aide d'État prévues par le traité CE.
D'ailleurs, la notification prévue par l'arrangement OCDE
est beaucoup trop succincte (10 lignes) pour permettre une
telle vérification. Elle ne contient entre autre aucune indica-
tion à propos de la prime de garantie demandée par l'État
en question. Si une telle information est indispensable dans
le cadre de l'application des règles en matière d'aide d'État,
elle ne l'est pas pour l'arrangement OCDE qui ne prévoit
pas un système de primes minimales.

82. Ladite notification ne peut donc pas être considérée comme
une notification au titre des règles concernant les aides d'É-
tat. Une aide éventuelle serait donc considérée comme illé-
gale au sens de l'article 1, sous f), du règlement (CE) no

659/1999 du Conseil du 22 mars 1999 portant modalités
d'application de l'article 93 du traité CE (6).

4.3. Évaluation de la compatibilité de l'aide éventuelle

83. L'article 87, paragraphe 1, du traité CE prévoit une interdic-
tion générale des aides d'États. L'article 87, paragraphe 2,
prévoit des exemptions automatiques à cette interdiction.
Toutefois, dans le cas présent, il est évident qu'une aide
éventuelle ne serait éligible pour aucune de ces exemptions.

84. L'article 87, paragraphe 3, prévoit que quatre types d'aides
peuvent être considérées comme compatibles avec le mar-
ché commun par la Commission, et par conséquent échap-
per à l'interdiction prévue par l'article 87, paragraphe 1. Sur
base de l'article 87, paragraphe 3, point a), les aides desti-
nées à favoriser le développement économique de régions
défavorisées peuvent être autorisées. Cependant, les biens et
services exportés de France et achetés grâce au prêt garanti
n'ont pas été produits dans de telles régions. Quant à la
possibilité que l'aide bénéficie à une région défavorisée en
Finlande, la Commission note qu'aucun des États membres
concernés n'en a fait état et que de toute façon l'aide n'est
pas nécessaire à cet investissement puisque qu'il aurait pu se
faire avec un autre fournisseur sans aide. Cette disposition
ne s'applique donc pas. L'article 87, paragraphe 3, point b)
dispose que les aides destinées à promouvoir la réalisation
d'un projet important d'intérêt européen commun peuvent
être compatibles avec le marché commun. Or la construc-
tion d'une centrale nucléaire dans un pays précis ne consti-
tue normalement pas un projet d'intérêt européen commun.
L'article 87, paragraphe 3, point c) dispose que les aides
destinées à faciliter le développement de certaines activités
ou de certaines régions économiques, quand elles n'altèrent
pas les conditions des échanges dans une mesure contraire
à l'intérêt commun, peuvent être autorisées. La Commission
a développé différentes lignes directrices et communications
précisant la manière dont elle appliquerait cet article.
Cependant, aucune de ces dispositions ne s'applique au cas
actuel, notamment parce que i) les lignes directrices relati-
ves à l'application des articles 87 et 88 aux garanties ne
s'appliquent pas aux garanties octroyées dans le cadre de
crédits à l'exportation, et ii) parce que les lignes directrices
développées en matière de crédit à l'exportation ne concer-
naient que les mécanismes de court terme, pour lesquels les
assureurs publics sont en concurrence avec les assureurs
privés, mais pas les mécanismes d'assurance crédit export à
moyen long terme, comme dans le cas d'espèce. Finalement,
l'article 87, paragraphe 3, point d) ne s'applique pas au cas
présent.

85. Dès lors, sous réserve de ce qui précède, il s'agit d'analyser
si une aide éventuelle pourrait être autorisée directement
sur base de l'article 87, paragraphe 3, point c).
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86. La France relève que la garantie de la Coface est conforme
aux règles prévues par l'arrangement OCDE. La France indi-
que également que les dispositions de l'arrangement OCDE
ont été transposées dans l'ordre juridique communautaire
par décision du Conseil en date du 22 décembre 2000 (7).
En ce qui concerne le premier aspect, la Commission
observe que les règles de l'arrangement OCDE étaient, dans
une version antérieure, déjà en vigueur au moment des
deux décisions précitées. Or la Commission a déjà à l'épo-
que rappelé que les règles de l'OCDE ne s'appliquaient pas
aux exportations au sein de l'Union Européenne. La France
ne semble donc pouvoir se prévaloir d'attentes légitimes à
propos de la compatibilité de cette mesure avec l'article 87
du traité CE sur base de la conformité avec l'arrangement
OCDE. En ce qui concerne le second aspect, la Commission
observe que la transposition en droit communautaire s'est
faite sur base de la politique commerciale de la Commu-
nauté européenne (article 133 du traité CE). Conformément
à cette politique, la Commission s'est engagée au nom des
États membres à respecter certains principes limitant le
niveau de support public donné dans le cadre de ses export-
ations vers les pays tiers. La transposition dans le droit
communautaire vise donc à s'assurer que les États membres
de la Communauté, qui contrôle les agences publiques de
crédit à l'exportation, respectent bien ce niveau maximal de
support que la Commission s'est engagé à respecter. Une
telle transposition n'implique pas nécessairement qu'une
mesure de support qui respecte les limites définies dans
l'Arrangement soit, si elle constitue une aide d'État au sens
de l'Article 87 du traité CE, compatible avec le marché
commun.

87. À cet égard, la Commission note en premier lieu que par le
passé, notamment dans ses décisions du 17 mai 1982 et du
27 juin 1984 adressées à la France (8) et qui concernaient
également la construction de centrales électriques dans un
autre État Membre, la Commission a clairement indiqué que
des subsides d'intérêt ou des garanties offertes sous le prix
de marché dans le cadre de contrats à l'exportation au sein
du marché commun constituaient des aides à l'exportation
qui sont incompatibles avec le marché commun.

88. Cependant, dans sa Communication faite conformément à
l'article 93 paragraphe 1 du traité concernant l'application
des articles 92 et 93 du traité à l'assurance-crédit à l'expor-
tation à court terme (9), la Commission a considéré que les
risques à moyen et long terme (comme dans le cas d'espèce)
sont largement non cessibles à l'heure actuelle, et que, dans
ce domaine, “les facteurs qui ont incité la Commission

à ne pas exercer pleinement ses pouvoirs en matière de contrôle
des aides d'État plaident encore contre une intervention de sa
part” (10).

89. Cette communication relève également (11) que, dans cer-
tains cas, et notamment lorsque se posent des questions
ayant trait au commerce extérieur et à la compétitivité des
entreprises européennes vis-à-vis des concurrents de pays
tiers qui bénéficient des garanties aux crédits à l'exportation,
l'application des règles sur les aides d'État aux garanties aux
crédits à l'exportation à moyen et long terme soulève certai-
nes questions et la Commission n'est pas systématiquement
intervenue, du fait de la spécificité des activités d'assurance
des crédits à l'exportation, des progrès dans le contrôle de
ces mécanismes qui sont réalisés au niveau international
(OMC et OCDE), à la difficulté de trouver des “benchmarks”
comparables pour des activités pour lesquelles il n'y a sou-
vent ou généralement pas de marché, et à l'impact qu'une
telle application aurait sur la compétitivité des entreprises
européennes. Dans ce contexte, la Commission note que les
agences de crédit à l'exportation opèrent sous un régime et
des règles spécifiques établis dans le cadre de l'Arrangement
OCDE, qui évitent les distorsions de concurrence au niveau
international, et en l'espèce imposent le paiement d'une
prime au moins égale à celle du marché privé. Ces règles
pourraient ainsi constituer un élément important à prendre
en considération pour l'appréciation de la compatibilité de
l'aide.

90. Si le cas présent était identique aux deux cas précités, la
Commission devrait probablement conclure à l'incompatibi-
lité de l'aide éventuelle avec le marché commun. Or, d'une
part, il s'agit dans le cas d'espèce d'une garantie de moyen
long terme. D'autre part le cas d'espèce diffère des cas préci-
tés sur un point important. Lors de l'appel d'offre lancé par
TVO, avant même que TVO demande aux fournisseurs de
mettre également en place un crédit acheteur et que la
Coface soit sollicitée, seules des groupes d'origine extra-
européenne avaient remis une offre. De plus, d'après les
autorités françaises et TVO, le plus compétitif de ces […]
concurrents aurait proposé une offre dont le crédit acheteur
bénéficiait d'un soutien de l'agence publique de crédit à l'ex-
portation de son pays d'origine. Par ailleurs, […] (*) concur-
rent n'était pas originaire d'un pays participant à l'arrange-
ment OCDE.

91. Cependant, à ce stade de la procédure, et étant donné le
niveau limité d'information disponible sur certains aspects,
la Commission ne peut conclure si les éléments précités
sont de nature à justifier ou non une intervention de sa part
ou à rendre une aide éventuelle compatible avec le marché
commun sur base de l'article 87, paragraphe 3, point c), du
traité CE.

92. Avant de prendre éventuellement une position sur ce point,
la Commission souhaite, comme elle le fait par la présente
décision, ouvrir la procédure formelle d'examen et recueillir
l'avis de la France et des parties intéressées sur les différents
aspects et analyses exposés dans cette décision.
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(7) JO L 32, 2.2.2001, p. 1.
(8) Décision de la Commission du 17 mai 1982 concernant l'octroi par la

France de subventions d'intérêt sur des crédits destinés au financement
d'exportations de France vers la Grèce après l'adhésion de ce pays à la
Communauté économique européenne, JO L 159 du 10.6.1982, p. 44;
Décision de la Commission du 27 juin 1984 concernant l'intention du
gouvernement français d'accorder une couverture spéciale du risque de
change aux exportateurs français soumissionnant pour la construction
d'une centrale électrique en Grèce, JO L 230 du 28.8.1984, p. 25.

(9) JO C 281 du 17.9.1997, p. 4. Modifiée à plusieurs reprises dont la der-
nière fois par la Communication de la Commission aux États membres
modifiant la communication, faite conformément à l'article 93, para-
graphe 1, du traité, concernant l'application des articles 92 et 93 du
traité à l'assurance-crédit à l'exportation à court terme JO C 325 du
22.12.2005, p. 22. Les paragraphes 92 et 93 du traité CE ont été depuis
renumérotés 87 et 88.

(10) Paragraphe 1.4 de la Communication précitée.
(11) Paragraphe 1.3 de la Communication précitée.
(*) Lire “un autre”.



5. CONCLUSION

Compte tenu des considérations qui précédent, la Commission
invite la France, dans le cadre de la procédure de l'article 88,
paragraphe 2, du traité CE, à présenter ses observations et à
fournir toute information utile pour l'évaluation de la mesure
dans un délai d'un mois à compter de la date de réception de la
présente. En particulier, la France est invitée à présenter des
éclaircissements sur les analyses et comparaisons quantitatives
développées dans la section 6.1.2 (“Existence d'un avantage”), et,
en cas de désaccord avec celles-ci, à présenter des calculs alterna-
tifs précis et justifiés.

La Commission invite vos autorités à transmettre immédiate-
ment une copie de cette lettre aux deux bénéficiaires potentiels
de l'aide identifiés dans cette décision.

La Commission rappelle à la France l'effet suspensif de l'article
88, paragraphe 3, du traité CE et se réfère à l'article 14 du règle-
ment (CE) no 659/1999 du Conseil qui prévoit que toute aide
illégale pourra faire l'objet d'une récupération auprès de son
bénéficiaire.

Par la présente, la Commission avise la France qu'elle informera
les intéressés par la publication de la présente lettre et d'un
résumé de celle-ci au Journal officiel de l'Union européenne. Elle
informera également les intéressés dans les pays de l'AELE signa-
taires de l'accord EEE par la publication d'une communication
dans le supplément EEE du Journal officiel, ainsi que l'autorité
de surveillance de l'AELE en leur envoyant une copie de la prés-
ente. Tous les intéressés susmentionnés seront invités à présenter
leurs observations dans un délai d'un mois à compter de la date
de cette publication.“
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STAATLICHE BEIHILFE — POLEN

Staatliche Beihilfe Nr. C 54/2006 (ex N 276/2006) — Umstrukturierungsbeihilfe für Bison-Bial S.A.

Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/C 23/07)

Mit Schreiben vom 20. Dezember 2006, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist,
hat die Kommission Polen ihren Beschluss mitgeteilt, wegen der vorerwähnten Beihilfe das Verfahren nach
Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten.

Die Kommission fordert alle Beteiligten auf, sich innerhalb eines Monats ab dem Datum dieser Veröffentli-
chung zu der Maßnahme, derentwegen das Verfahren eingeleitet wird, zu äußern. Die Stellungnahmen sind
an folgende Anschrift zu richten:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Staatliche Beihilfen
B-1049 Brüssel
Fax: (32-2) 296 12 42

Diese Stellungnahmen werden Polen übermittelt. In den Stellungnahmen enthaltene Angaben zur Person
werden auf schriftlichen Antrag vertraulich behandelt.

ZUSAMMENFASSUNG

VERFAHREN

Mit Schreiben vom 4. Mai 2006 unterrichtete Polen die Kom-
mission über eine geplante Umstrukturierungsbeihilfe für das
Unternehmen Bison-Bial S.A. (nachstehend „BB“), die in Form
eines Forderungsverzichts der öffentlichen Hand und eines zins-
günstigen Darlehens erfolgen sollte.

BESCHREIBUNG DES BEGÜNSTIGTEN UND DER
UMSTRUKTURIERUNGSMASSNAHMEN

BB ist ein Großunternehmen, das Metall-Werkzeugmaschinen
herstellt. Es wurde 1948 als staatliches Unternehmen gegründet,
doch 1997 veräußerte der Staat den Großteil der Unterneh-
mensaktien an einen privaten Investor. Derzeit ist das Unterneh-
men, an dem der Staat 2004 noch 18 % der Aktien hielt, Teil
eines größeren Konzerns. Es beschäftigt 950 Mitarbeiter und ist
in einem Gebiet ansässig, das nach Artikel 87
Absatz 3 Buchstabe a) EG-Vertrag für Regionalbeihilfen in Frage
kommt.

Die angemeldeten staatlichen Beihilfen, die sich nominal auf
rund 30 Mio. PLN belaufen, umfassen einen Forderungsverzicht
auf Steuerzahlungen und Sozialversicherungsbeiträge sowie ein
vergünstigtes Darlehen. Die Behörden haben dem Unternehmen
wohl bereits eine Streichung der Forderungen zugesagt, falls BB
bestimmte Bedingungen erfüllt, und daher die Forderungen nicht
beigetrieben.

Der Umstrukturierungsplan umfasst im Wesentlichen Maßnah-
men für eine finanzielle Umstrukturierung. Die geplante Beihilfe
soll für die Begleichung der beim Staat aufgelaufenen Schulden

verwendet werden. Darüber hinaus plant das Unternehmen eine
Umstrukturierung der Vermögenswerte, die auch einen Stand-
ortwechsel einschließt, sowie eine Umstrukturierung der Produk-
tion, die vor allem Ersatzinvestitionen umfasst. Das Unter-
nehmen hat seinen Personalbestand bereits beträchtlich verrin-
gert und beabsichtigt, diesen Kurs fortzusetzen.

WÜRDIGUNG

Nach Auffassung der Kommission handelt es sich bei den ange-
meldeten Maßnahmen, die in einem Forderungsverzicht und
einem vergünstigten Darlehen bestehen, um staatliche Beihilfen
im Sinne von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag. Auch die Zusage
der Behörden, die Schulden zu streichen, stellt wohl eine staat-
liche Beihilfe im Sinne des Artikels 87 Absatz 1 EG-Vertrag dar.
Die Kommission muss diesen Aspekt jedoch noch klären.

Die Kommission hat die Beihilfen anhand der 2004 veröffent-
lichten Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur
Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen in Schwierig-
keiten geprüft.

Die Kommission hat beschlossen, ein Verfahren nach Artikel 88
Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten, da sie bezweifelt, dass alle
Voraussetzungen für die Genehmigung von Umstrukturierungs-
beihilfen erfüllt sind. So bezweifelt sie insbesondere, dass

— die Umstrukturierungspläne zur Wiederherstellung der lang-
fristigen Rentabilität des Begünstigten führen werden, da die
Umstrukturierung vor allem finanzieller Art ist und eine tief
greifende industrielle Umstrukturierung offenbar nicht vor-
gesehen ist;

— eine Wettbewerbsverzerrung vermieden wird, da die vorge-
schlagenen Ausgleichsmaßnahmen wohl nicht auszureichen;
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— der Eigenbeitrag des Begünstigten zur Deckung der Umstruk-
turierungskosten ausreicht, da fraglich ist, ob einige der als
Eigenbeitrag vorgeschlagenen Maßnahmen im Sinne der Leit-
linien als Eigenbeitrag angesehen werden können.

Polen wurde um zusätzliche Informationen zu diesen Aspekten
gebeten.

DAS SCHREIBEN

„1. Komisja pragnie poinformować Polskę, że po zbadaniu
informacji przekazanych przez polskie władze podjęła
decyzję o wszczęciu formalnej procedury zgodnie z art. 88
ust. 2 Traktatu WE w związku z pomocą, o której mowa
powyżej.

I. PROCEDURA

2. Dnia 4 maja 2006 r. Polska zgłosiła planowaną pomoc
restrukturyzacyjną dla Bison-Bial S.A. (dalej »BB«).

3. W piśmie z dnia 13 czerwca 2006 r. Komisja zwróciła się z
prośbą o przesłanie niektórych brakujących informacji,
które polskie władze dostarczyły dnia 13 lipca 2006 r.
Komisja zwróciła się o przekazanie dodatkowych informacji
w piśmie z dnia 29 sierpnia 2006 r. Polskie władze udzie-
liły częściowej odpowiedzi w dniu 18 września 2006 r. i
poprosiły o przedłużenie ostatecznego terminu przedsta-
wienia pozostałych informacji. Informacje zostały przeka-
zane 20 października i 3 listopada 2006 r.

II. OPIS

1. Bison-Bial

4. BB jest dużym przedsiębiorstwem produkującym części
obrabiarek, utworzonym w 1948 r. jako przedsiębiorstwo
państwowe. W 1997 r. państwo sprzedało 53 % udziałów
w BB prywatnemu przedsiębiorstwu Metalexport Sp. z o.o.,
które w 2004 r. zmieniło nazwę na Mex-Holding Sp. z o.o.
Na koniec 2004 r. Skarb Państwa posiadał 18 % udziałów
w BB; pozostałymi akcjonariuszami były osoby prywatne.
W 2006 r. BB zatrudnia około 950 pracowników, co
oznacza redukcję w porównaniu z 2000 r., gdy zatrudnio-
nych było 1 680 osób.

5. W 2004 r. udział rynkowy przedsiębiorstwa w polskim
rynku narzędzi mechanicznych wynosił 17 %, wygenero-
wane jedynie przez 20 % produkcji BB, ponieważ przedsię-
biorstwo produkuje głównie na eksport (w 2004 r. 30 %
produkcji było przeznaczone na eksport do Stanów Zjed-
noczonych, 15 % do Włoch, 7 % do krajów Europy
Wschodniej, włączając Rosję, 5 % do Wielkiej Brytanii).
Polskie władze nie przekazały informacji na temat wykor-
zystania mocy produkcyjnych na rynku i istnienia nadmier-
nych zdolności produkcyjnych. Przedsiębiorstwo rozpro-
wadza większość eksportowanych produktów za pośred-
nictwem spółek należących do grupy Mex-Holding, takich
jak Toolmex Corporation Stany Zjednoczone, Mexpol
GmbH Niemcy, Toolmex Polmach Wielka Brytania lub Ital-

mex S.A. Włochy. Udział BB w rynku europejskim wynosi
5,5 %.

6. Przedsiębiorstwo zlokalizowane jest w regionie kwalifikują-
cym się do objęcia pomocą zgodnie z art. 87 ust. 3 lit. a)
Traktatu WE.

2. Trudności beneficjenta

7. Zgodnie z informacjami przekazanymi przez polskie
władze, problemy BB rozpoczęły się w 2001 r., kiedy to
przedsiębiorstwo odnotowało stratę w wysokości 24 mln
PLN. Jako główne powody trudności finansowych Polska
wymienia:

— Straty związane ze wzrostem wartości złotego wzglę-
dem dolara amerykańskiego (30 % przychodów przed-
siębiorstwa ze sprzedaży pochodzi z eksportu do Sta-
nów Zjednoczonych);

— Trudna sytuacja finansowa w całej grupie kapitałowej i
fakt niespłacenia pożyczki w wysokości 16 mln PLN
przez przedsiębiorstwo macierzyste;

— Spadek sprzedaży eksportowej w związku ze stagnacją
w Stanach Zjednoczonych i Europie Zachodniej po
wrześniu 2001 r.

8. Okoliczności te, w połączeniu z drogimi kredytami na
rynku, spowodowały poważne problemy związane z niedo-
borem środków pieniężnych. Trudności finansowe przeło-
żyły się na zaległości w regulowaniu zobowiązań i w
2002 r. cztery banki zażądały natychmiastowej spłaty kre-
dytów. BB nie było w stanie spłacić bieżących zobowiązań,
w tym wypłaty wynagrodzeń, co spowodowało czteromie-
sięczny przestój fabryki. W rezultacie sprzedaż spadła o
połowę (z 91 mln PLN w 2001 r. do 48 mln PLN w 2002
r.), a rok obrotowy został zamknięty stratą netto w wyso-
kości 74,8 mln PLN. W 2003 r. przedsiębiorstwo poniosło
dalsze straty wynoszące 8,5 mln PLN.

9. W 2002 r. zarząd BB dwukrotnie składał wniosek o ogłos-
zenie upadłości przedsiębiorstwa, ale wnioski te zostały
odrzucone z powodów formalnych. Miały one jednak
wpływ na wizerunek przedsiębiorstwa i skłoniły wierzycieli
BB do niezwłocznego przystąpienia do egzekucji wierzytel-
ności, co spowodowało dalsze pogorszenie sytuacji przed-
siębiorstwa.

10. Trudności BB szły w parze z pogarszającą się sytuacją jego
przedsiębiorstwa macierzystego — Mex-Holding Sp. z o.o.
W 2002 r. cała grupa zanotowała straty w wysokości
75,8 mln PLN. Od tego czasu sytuacja poprawiła się, ale
grupa nadal odnotowuje straty, a jej kapitał własny jest
ujemny.

11. W 2003 r. przedsiębiorstwo zmniejszyło straty do 8,5 mln
PLN, a w 2004 r. wygenerowało zysk w wysokości 5,1 mln
PLN. Według polskich władz jest to efekt rozpoczętej w BB
restrukturyzacji, w wyniku której wzrosła sprzedaż, spadły
koszty, a część zadłużenia została umorzona. W 2005 r.
przedsiębiorstwo osiągnęło zysk w wysokości 20 mln PLN.
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12. Wydaje się, że BB, pomimo zysków, nadal znajduje się w
trudnej sytuacji ekonomicznej. Zakumulowane straty z
tytułu działalności operacyjnej od 2001 r. doprowadziły do
powstania znacznego zadłużenia. W 2004 r. wartość akty-
wów szacowano na 57 mln PLN, a zadłużenie wynosiło
115,7 mln PLN. Innymi słowy kapitał własny jest ujemny.
Przekazana analiza pokazuje, że bez pomocy przedsię-
biorstwo zostanie wkrótce postawione w stan upadłości,
gdyż nie będzie w stanie spłacić niektórych natychmiastowo
wymagalnych zobowiązań.

3. Restrukturyzacja

Plan restrukturyzacji

13. Zakończenie procesu restrukturyzacji BB przewiduje się na
rok 2009. Restrukturyzacja finansowa, która rozpoczęła się
w 2003 r., obejmuje spłatę dawnych długów zgodnie z
porozumieniami zawartymi z wierzycielami, umorzenie
części wierzytelności oraz spłatę pozostałej części zadłuże-
nia publicznoprawnego ze środków uzyskanych dzięki pla-
nowanej pożyczce od Agencji Rozwoju Przemysłu (dalej
ARP).

14. W 2004 r. przedsiębiorstwo podpisało porozumienia
dotyczące zwrotu długów wobec banków i pracowników, a
także ugodę sądową z innymi wierzycielami prywatnymi.
Porozumienia te dotyczyły zobowiązań w wysokości
61,7 mln PLN. Dług wobec wierzycieli prywatnych w wyso-
kości 8 mln PLN został umorzony, a spłatę pozostałych
zobowiązań rozłożono na raty. Jeśli chodzi o zadłużenie
względem banków, zgodnie z zawartymi porozumieniami
raty mają być spłacane do 2013 r.; BB planuje jednak spła-
cić to zadłużenie już w 2009 r. oraz skorzystać, dzięki
wcześniejszej spłacie, z umorzenia odsetek w wysokości
8,7 mln PLN poza 8 mln PLN, o których mowa powyżej.

15. Restrukturyzacja operacyjna rozpoczęła się w 2001 r.
Przedsiębiorstwo przeprowadziło redukcję zatrudnienia z
1 680 pracowników w 2000 r. do 1 144 pracowników w
2001 r oraz do 925 pracowników w 2005 r. Pod koniec
okresu restrukturyzacji, w 2009 r., planowany poziom zat-
rudnienia powinien wynosić 800 pracowników. W ten spo-
sób, w porównaniu z rokiem 2000 i 2001, poziom zatrud-
nienia zostanie zredukowany odpowiednio o 52 % i 30 %.

16. Zgodnie z planem restrukturyzacji inwestycje konieczne do
całkowitej modernizacji firmy wynoszą 70 mln PLN, ponie-
waż średni wiek maszyn używanych w BB wynosi 27 lat, a
tylko 12 % obrabiarek BB jest stosunkowo nowoczesne. W
latach 2003–2005, BB zainwestowało 1,4 mln PLN, a
inwestycje planowane na lata 2006–2009 wynoszą 14,2
mln PLN. Będą to przede wszystkim inwestycje odtworze-
niowe, tj. zakup bardziej wydajnych i przyjaznych dla śro-
dowiska maszyn i urządzeń. W rzeczywistości większość
niezbędnych inwestycji planuje się na okres po restruktury-
zacji, co wiąże się z niewystarczającymi zasobami finanso-
wymi.

17. Wreszcie, BB przewiduje przeprowadzenie restrukturyzacji
aktywów. Przedsiębiorstwo planuje sprzedaż zbędnych akty-
wów, zmianę siedziby oraz w 2009 r. sprzedaż gruntów, na
których jest obecnie zlokalizowane. Zakładane przychody

ze sprzedaży gruntów wynoszą 22 mln PLN; zgodnie z
przedstawionym szacunkiem wartość rynkowa gruntów
wynosi 26,6 mln PLN. Zgodnie z przekazanymi informac-
jami, wcześniejsza sprzedaż nie jest możliwa, gdyż przed-
siębiorstwo musi najpierw przenieść wszystkie maszyny i
sprzęt na nowe miejsce. Ponadto na nieruchomości została
ustanowiona hipoteka.

18. W związku ze zmianą lokalizacji fabryki powierzchnia pro-
dukcyjna ulegnie zmniejszeniu o 50 %. Ten fakt, a także
redukcja zatrudnienia zostały zaproponowane przez władze
polskie jako środki wyrównawcze. Polska potwierdza jed-
nakże, że skutki tych redukcji zostaną zrównoważone przez
planowane inwestycje w bardziej wydajny sprzęt, który
umożliwi utrzymanie bieżącej zdolności produkcyjnej BB.
Faktycznie, Polska twierdzi, że utrzymanie zdolności pro-
dukcyjnej na obecnym poziomie należy już uznać za śro-
dek wyrównawczy, ponieważ wobec rosnącego popytu
sprzedaż przedsiębiorstwa mogłaby być dwa razy większa.

Finansowanie restrukturyzacji

19. Plan restrukturyzacji opiera się na gruntownej restruktury-
zacji finansowej. W opinii polskich władz koszty restruktu-
ryzacji w latach 2003–2009 wyniosą 138 mln PLN, z któ-
rych najistotniejszą pozycję stanowią koszty restrukturyzacji
finansowej wynoszące 122,5 mln PLN. Pozostałe koszty w
wysokości 15,6 mln PLN to koszty inwestycji.

20. W opinii polskich władz restrukturyzacja finansowa polega
na spłacie zadłużenia w wysokości 65,6 mln PLN wobec
banków na podstawie umowy zawartej z wierzycielami,
spłacie długów prywatnych w kwocie 17,5 mln PLN (włąc-
zając zadłużenie wobec pracowników) i spłacie zadłużenia
publicznoprawnego w wysokości 39,5 mln PLN. Cała
kwota planowanej pomocy państwa zostanie przeznaczona
na uregulowanie zadłużenia publicznoprawnego.

Tablica 1

Koszty restrukturyzacji BB w latach 2003–2009 zgodnie z infor-
macjami przekazanymi przez polskie władze (w tys. PLN)

Środek restrukturyzacyjny
Koszty w
latach

2003–2005

Koszty w
latach

2006–2009

Koszty
restruktury-
zacyjne w
latach

2003–2009

Spłata zadłużenia wobec
banków

29 721 35 850 65 571

Spłata zadłużenia wobec
innych prywatnych wierzy-
cieli

6 408 6 273 12 681

Spłata zaległych wynagrod-
zeń

4 800 0 4 800

Restrukturyzacja zobowią-
zań publicznoprawnych

3 822 35 697 39 519

Inwestycje 1 406 14 205 15 611

Razem 46 157 92 025 138 182
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Środki

21. Publiczne wsparcie dla restrukturyzacji BB opiera się na dwóch aktach prawnych: ustawie z dnia 30
sierpnia 2002 r. o restrukturyzacji niektórych należności publicznoprawnych od przedsiębiorców (dalej
zwanej »ustawą z 30 sierpnia 2002 r.«) i ustawie z dnia 30 października 2002 r. o pomocy publicznej
dla przedsiębiorców o szczególnym znaczeniu dla rynku pracy (dalej zwaną »ustawą z 30 października
2002 r.«), zmienionej ustawą z dnia 14 listopada 2003 r. (dalej zwaną »ustawą z 14 listopada 2003 r.«).

22. Ustawa z 30 sierpnia 2002 r. wprowadziła do polskiego systemu możliwość restrukturyzacji zobowią-
zań publicznoprawnych przedsiębiorstw znajdujących się w trudnej sytuacji finansowej polegającą na
umorzeniu zobowiązań. Zainteresowane przedsiębiorstwo musiało złożyć wniosek wraz z planem
restrukturyzacyjnym do każdego organu publicznego, którego należności miały podlegać restruktury-
zacji (dalej »organu restrukturyzacyjnego«). Organ restrukturyzacyjny po stwierdzeniu, że proponowany
plan restrukturyzacji może zapewnić poprawę sytuacji finansowej przedsiębiorstwa, wydawał tak zwaną
decyzję o warunkach restrukturyzacji, wymieniającą zobowiązania objęte restrukturyzacją. Jeśli przedsię-
biorstwo wypełniło warunki nałożone wyżej wymienioną decyzją, organ restrukturyzacyjny był z mocy
prawa zobowiązany do wydania decyzji o umorzeniu zobowiązań wymienionych w decyzji o warun-
kach restrukturyzacji.

23. Nastepnie ustawa z 30 października 2002 r. scentralizowała ten system i nadała uprawnienia prezesowi
ARP w zakresie wydawania odpowiednika wspomnianej powyżej decyzji o warunkach restrukturyzacji,
tak zwanej decyzji restrukturyzacyjnej (art. 10 ust. 1 pkt 4 w związku z art. 19). Decyzja restrukturyza-
cyjna zawiera ocenę planu restrukturyzacji oraz decyduje o restrukturyzacji zobowiązań publicznopraw-
nych przewidzianych w planie. Zaintersowane organy restrukturyzacyjne są w takim przypadku zobo-
wiązane z mocy prawa do wydania indywidualnych decyzji o umorzeniu zobowiązań publicznopraw-
nych wymienionych w decyzji restrukturyzacyjnej.

24. Wreszcie ustawa z 14 listopada 2003 r. zmieniająca ustawę z 30 października 2002 r., uzależniła
restrukturyzację zobowiązań publicznoprawnych od przeniesienia na stronę trzecią, Operatora (spółkę,
w której ARP lub Skarb Państwa posiada 100 % udziałów lub akcji), aktywów odpowiadających przy-
najmniej 25 % całkowitej kwoty zobowiązań, które mają być objęte restrukturyzacją. Wpływy ze sprze-
daży tych aktywów przez Operatora miały pokryć przynajmniej część odnośnych zobowiązań publicz-
noprawnych, pozostała część miała być natomiast umorzana po zakończeniu restrukturyzacji.

25. BB złożyła wniosek o restrukturyzację zobowiązań publicznoprawnych na podstawie ustawy z 30 sierp-
nia 2002 r. i ustawy z 30 października 2002 r. Najwyraźniej stosowne decyzje restrukturyzacyjne zos-
tały wydane, a postępowanie egzekucyjne dotyczące zobowiązań publicznoprawnych zostało zawies-
zone. W ten sposób przedsiębiorstwo uzyskało rodzaj obietnicy administracyjnej, że zobowiązania
objęte postępowaniem zostaną umorzone i skorzystało ze swego rodzaju odroczenia spłaty zadłużenia.
Nie jest jasne, kiedy zostały podjęte decyzje, w szczególności, czy nastąpiło to przed czy po wstąpieniu
Polski do Unii Europejskiej.

26. Całkowita nominalna wartość pomocy państwa wynosi 28,9 mln PLN (7,6 mln EUR). Środki te obej-
mują pożyczkę przyznaną na preferencyjnych warunkach i umorzenie zobowiązań publicznoprawnych.
Dokładny opis pomocy państwa przedstawiono w tabeli poniżej.

Tabela 2

Planowana pomoc państwa

Lp. Organ przyznający
pomoc Forma pomocy Wartość nominalna

pomocy (w PLN)

Kwota pomocy
(w PLN) według
polskich władz

Podstawa prawna

1. ZUS w Białymstoku Umorzenie 933 474,51 933 474,51 Ustawa z 30.8.2002

2. ZUS w Bielsku Pod-
laskim

Umorzenie 113 884,66 113 884,66 Ustawa z 30.8.2002

3. ZUS w Zambrowie Umorzenie 144 934,88 144 934,88 Ustawa z 30.8.2002

4. Burmistrz Miasta
Białegostoku

Umorzenie 1 448 108,90 1 448 108,90 Ustawa z 30.8.2002

1.2.2007 C 23/23Amtsblatt der Europäischen UnionDE



Lp. Organ przyznający
pomoc Forma pomocy Wartość nominalna

pomocy (w PLN)

Kwota pomocy
(w PLN) według
polskich władz

Podstawa prawna

5. Państwowy Fundusz
Rehabilitacyjny
Osób Niepełno-

sprawnych (PFRON)

Umorzenie 519 591,35 519 591,35 Ustawa z 30.8.2002

6. II Urząd Skarbowy
w Białymstoku

Umorzenie 217 590,00 217 590,00 Ustawa z 30.8.2002

Łącznie na podstawie Ustawy z 30.8.2002: 3 377 584,30
(z odsetkami na

dzień 31.12.2006:
6 171 774,74)

3 377 584,30
(z odsetkami na

dzień 31.12.2006:
6 171 774,74)

7. ZUS w Białymstoku Umorzenie 3 019 362,90 3 019 362,90 Ustawa z 30.10.2002

8. Burmistrz Miasta
Białegostoku

Umorzenie 1 505 534,12 1 505 534,12 Ustawa z 30.10.2002

9. Państwowy Fundusz
Rehabilitacyjny
Osób Niepełno-

sprawnych (PFRON)

Umorzenie 539 650,70 539 650,70 Ustawa z 30.10.2002

10. Urząd Skarbowy
Białymstoku

Umorzenie 71 516,60 71 516,60 Ustawa z 30.10.2002

11. Urząd Wojewódzki
w Białymstoku

Umorzenie 25 064,81 25 064,81 Ustawa z 30.10.2002

12. Powiat grajewski Umorzenie 12 133,80 12 133,80 Ustawa z 30.10.2002

13. Powiat kolneński Umorzenie 17 224,60 17 224,60 Ustawa z 30.10.2002

14. Burmistrz Miasta
Kolna

Umorzenie 248 648,09 248 648,09 Ustawa z 30.10.2002

15. ZUS w Zambrowie Umorzenie 626 625,15 626 625,15 Ustawa z 30.10.2002

16. ZUS w Białymstoku Umorzenie 398 029,30 398 029,30 Ustawa z 30.10.2002

Całkowita kwota umorzenia na podstawie ustawy
z 30.10.2002:

6 463 790,07
(z odsetkami na

dzień 31.12.2005:
9 259 229,92)

6 463 790,07
(z odsetkami na

dzień 31.12.2005:
6 759 237,84) (1)

17. Agencja Rozwoju
Przemysłu

Pożyczka preferen-
cyjna

16 000 000 16 000 000 Ustawa z 30.10.2002

Suma 31 431 004,66 28 931 012,58

(1) Wartość pomocy w danym instrumencie pomocowym obliczono zakładając, że składniki majątku o wartości 2 499 992,08 PLN zos-
taną przekazane Operatorowi, który będzie nimi zarządzać w sposób umożliwiający spłacenie wierzycieli z wpływów ze sprzedaży
aktywów beneficjanta, zgodnie z Ustawą z 30.10.2002.

III. OCENA

1. Pomoc państwa w rozumieniu art. 87 ust. 1 Traktatu WE

27. Artykuł 87 ust. 1 Traktatu WE stwierdza, że wszelka pomoc przyznawana przez państwo członkowskie
lub przy użyciu zasobów państwowych w jakiejkolwiek formie, która zakłóca lub grozi zakłóceniem
konkurencji poprzez sprzyjanie niektórym przedsiębiorstwom lub produkcji niektórych towarów, jest
niezgodna ze wspólnym rynkiem w zakresie, w jakim wpływa na wymianę handlową między państ-
wami członkowskimi.
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28. Planowane umorzenie zadłużenia publicznoprawnego i
pożyczka od agencji państwowej oznaczają użycie zasobów
z budżetu państwa. Poza tym zastosowanie takich rozwią-
zań przynosi przedsiębiorstwu korzyści, zmniejszając jego
koszty. Jeśli chodzi konkretnie o drugi środek, BB jako
przedsiębiorstwo zagrożone, którego zobowiązania znacz-
nie przewyższają aktywa, nie uzyskałoby tego rodzaju
finansowania w warunkach rynkowych. W tym przypadku
zatem element pomocy może więc mieć wysokość pełnej
kwoty pożyczki.

29. Ponadto wydaje się, że wydane już decyzje restrukturyza-
cyjne obiecujące umorzenie zobowiązań publicznopraw-
nych i zawieszenie egzekucji spłaty długu mogą stanowić
pomoc. Dotyczą one zobowiązań publicznoprawnych, tak
więc oznaczają użycie środków z budżetu państwa i przy-
noszą BB korzyści podobne do kredytu bez kosztów.

30. Narzędzia metalowe produkowane przez BB podlegają
sprzedaży na rynku UE. Kryterium wpływu na handel wew-
nątrz wspólnoty jest więc spełnione.

31. W związku z powyższym, wyżej wspomniane środki uznaje
się za pomoc państwa w rozumieniu art. 87 ust. 1 Traktatu
WE.

2. Odstępstwa na podstawie art. 87 ust. 2 i 3 Traktatu
WE

32. W niniejszym przypadku nie mają zastosowania wyłączenia
wymienione w art. 87 ust. 2 Traktatu WE. Co do wyłączeń
na mocy art. 87 ust. 3 Traktatu WE, z uwagi na to, że
podstawowym celem pomocy jest przywrócenie zagrożo-
nemu przedsiębiorstwu jego długoterminowej rentowności,
można zastosować jedynie wyłączenie zawarte w art. 87
ust. 3 lit. c Traktatu WE, który zezwala na pomoc państwa
przeznaczoną na ułatwianie rozwoju niektórych działań
gospodarczych, o ile nie zmienia ona niekorzystnie warun-
ków wymiany handlowej w zakresie sprzecznym ze wspól-
nym interesem. Z tego względu pomoc może być uznana
za zgodną ze wspólnym rynkiem na podstawie art. 87 ust.
3 lit. c) Traktatu WE, pod warunkiem przestrzegania
warunków zawartych w Wytycznych wspólnotowych dotyc-
zących pomocy państwa w celu ratowania i restrukturyzacji
zagrożonych przedsiębiorstw (1) (dalej zwanych »Wytycz-
nymi«).

2.1. Kwalifikowanie się przedsiębiorstwa

33. Wytyczne uznają przedsiębiorstwo za znajdujące się w
trudnej sytuacji ekonomicznej, jeżeli nie może odzyskać
płynności dzięki środkom własnym lub uzyskaniu potrzeb-
nych środków od akcjonariuszy lub ze źródeł kredytowych,
i bez interwencji władz publicznych prawie na pewno będ-
zie zmuszone zaprzestać działalności. Wytyczne wymieniają
także kilka typowych oznak charakterystycznych dla takich
przedsiębiorstw, jak rosnące zadłużenie lub malejąca lub
zerowa wartość aktywów. Zgodnie z pkt 13 Wytycznych,
przedsiębiorstwo należące do większej grupy kapitałowej
nie kwalifikuje się w normalnych warunkach do pomocy w
celu restrukturyzacji, z wyjątkiem sytuacji, w której można
wykazać, że trudności przedsiębiorstwa są wewnętrzne i nie
są wynikiem arbitralnej alokacji kosztów w ramach grupy

oraz że te trudności są zbyt poważne, aby mogły być prze-
zwyciężone przez samą grupę.

34. BB należy uznać za przedsiębiorstwo zagrożone w rozu-
mieniu Wytycznych. Jego kapitał własny jest ujemny. Przed-
siębiorstwo spłaca dawne zadłużenia wobec prywatnych
wierzycieli zgodnie z podpisanymi porozumieniami (spłatę
ostatnich rat wyznaczono na 2009 r.). Jeśli przedsię-
biorstwo nie ureguluje zadłużenia publicznoprawnego
(poprzez jego spłatę lub umorzenie), stanie się ono natych-
miastowo wymagalne. Jego egzekucja uniemożliwi spłatę
rat wobec wierzycieli prywatnych, a przedsiębiorstwo zosta-
nie prawdopodobnie postawione w stan upadłości. BB nie
może zaciągnąć kredytów długoterminowych na warunkach
rynkowych w celu spłacenia zadłużenia publicznopraw-
nego, ponieważ jego sytuacja finansowa jest bardzo zła, a
wszystkie aktywa przedsiębiorstwa zostały już zastawione.

35. Przedsiębiorstwo macierzyste BB także jest zagrożone, przy-
nosi straty i kumuluje zadłużenie, z tego względu nie może
rozwiązać problemów BB. Trudności przedsiębiorstwa
macierzystego również rozpoczęły się po 2000 r. W tym
kontekście fakt niespłacenia pożyczki udzielonej przedsię-
biorstwu macierzystemu, który był powodem trudności BB,
odzwierciedlał rzeczywiste trudności finansowe przedsię-
biorstwa macierzystego. Nie był to sposób na zwiększenie
zysków w części grupy i sztuczne zwiekszenie trudności
BB.

36. Zyski wygenerowane w 2004 r. i 2005 r. nie mają wpływu
na pierwotną ocenę kwalifikowania się przedsiębiorstwa,
głównie dlatego, że jak się wydaje zyski były spowodowane
operacjami jednorazowymi, a nie poprawą sytuacji struktu-
ralnej wewnątrz przedsiębiorstwa.

2.2. Przywrócenie rentowności

37. Aby móc uznać środek za zgodny z regułami wspólnego
rynku, zgodnie z postanowieniami zawartymi w pkt 34–37
Wytycznych, plan restrukturyzacji musi podawać szczegó-
łową analizę problemów, które doprowadziły do powstania
trudnej sytuacji, określać metody przywrócenia długotermi-
nowej rentowności i dobrej sytuacji przedsiębiorstwa w roz-
sądnych ramach czasowych. Musi to nastąpić na podstawie
realistycznych założeń co do przyszłych warunków działa-
nia.

38. Na podstawie oceny przedłożonego planu restrukturyzacji
Komisja ma wątpliwości, czy planowane środki są zgodne z
warunkami Wytycznych.

39. Po pierwsze, Komisja ma wątpliwości co do restrukturyzacji
długoterminowej rentowności. Wyniki przedsiębiorstwa
uległy poprawie od 2002 r. Na podstawie dostępnych infor-
macji nie można jednoznacznie stwierdzić, że przewidy-
wana restrukturyzacja wystarczy do przywrócenia długoter-
minowej rentowności oraz zapewnienia wystarczająco
wysokiego poziomu dochodowości, który spełniłby rolę
bufora dla ewentualnych niekorzystnych warunków rynko-
wych w przyszłości. W szczególności, na tym etapie nie jest
jasne, w jakim zakresie dochody zanotowane w ostatnich
latach związane są ze zdarzeniami jednorazowymi (np.
umorzeniem wierzytelności).
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40. Notyfikowany plan restrukturyzacji BB przewiduje głównie
restrukturyzację finansową i pewne mniej istotne środki
restrukturyzacyjne w obszarze organizacji i produktów. W
istocie plan restrukturyzacji przewiduje, że cała pomoc
państwa zostanie przeznaczona na uregulowanie dawnych
długów, a dopiero w 2009 r., po sprzedazy aktywów,
Spółka planuje wygenerowanie wolnych środków na inwes-
tycje.

41. Większość aktywów pochodzi z lat 70. Od 2001 r. BB nie
przeprowadziło nawet inwestycji odtworzeniowych rekom-
pensujących amortyzację majątku. W całym okresie restruk-
turyzacji planowane inwestycje wynoszą 15,6 mln PLN,
podczas gdy zgodnie z przedstawionymi analizami rynko-
wymi same inwestycje niezbędne do spełnienia standardów
w zakresie ochrony środowiska i bezpieczeństwa wynoszą
7 mln PLN. Według analizy rynkowej, sukces BB zależy od
ciągłej modernizacji maszyn należących do przedsię-
biorstwa. Jednakże według prognoz finansowych wartość
aktywów trwałych zmniejsza się z 26,4 mln PLN w 2003 r.
i 22,2 mln PLN w 2005 r. (faktyczne dane) do 16,2 mln
PLN w 2009 r., pod koniec procesu restrukturyzacji.

42. Ponieważ wartość planowanych inwestycji jest niższa niż
poziom amortyzacji, w okresie restrukturyzacji stan skład-
ników majątku BB faktycznie się pogorszy. Z tego względu
planowane inwestycje nie wydają się wystarczające, aby
przywrócić konkurencyjność i długoterminową rentowność
przedsiębiorstwa. Konieczność tych dodatkowych inwestycji
odzwierciedla fakt, że przedsiębiorstwo planuje duże inwes-
tycje po okresie restrukturyzacji.

43. Ponadto, wydaje się, że plan restrukturyzacji BB w sposób
niewystarczający analizuje konieczność restrukturyzacji pro-
duktów. Nie jest jasne na przykład, jakie produkty przedsię-
biorstwo zamierza produkować w przyszłości, czy będzie
ono dywersyfikować gamę produktów, oraz czy będzie pro-
dukować produkty o większej wartości dodanej. Z tego
względu trudno jest ocenić, czy problemy, na które nat-
knęło się BB nie powtórzą się w przyszłości, w szczegól-
ności, jeżeli kursy wymiany walut będą się znów rozwijać
w sposób niekorzystny dla przychodów Spółki oraz w
przypadku kolejnego kryzysu na rynku amerykańskim i
europejskim.

2.3. Pomoc ograniczona do minimum

44. Zgodnie z pkt 43–45 Wytycznych z 2004 r., wysokość i
intensywność pomocy muszą być ograniczone do ścisłego
minimum koniecznego do podjęcia restrukturyzacji, a od
beneficjenta oczekuje się wniesienia znaczącego wkładu w
restrukturyzację z jego środków własnych lub z zewnętrz-
nych źródeł finansowania na warunkach rynkowych.
Wytyczne jednoznacznie wskazują, że znaczna część finan-
sowania związanego z restrukturyzacją musi pochodzić z
własnych środków, w tym ze sprzedaży aktywów nieistot-
nych dla przetrwania przedsiębiorstwa oraz z finansowania
zewnętrznych uzyskanego na warunkach rynkowych.

45. Komisja ma wątpliwości, czy zobowiązania, które mają zos-
tać spłacone w okresie restrukturyzacji, a które częściowo

lub w całości pochodzą z okresu przed 2002 r., można
uznać za koszty restrukturyzacji.

46. Ponadto, Komisja ma wątpliwości czy wszystkie środki
zaproponowane przez polskie władze jako wkład własny,
można uznać za wkład własny w rozumieniu Wytycznych.
Po pierwsze, Komisja ma wątpliwości czy przeprowadzone
i planowane umorzenie zobowiązań prywatnych na mocy
układu może być uznane za wkład własny przedsiębiorstwa
w restrukturyzację. W istocie, zgodnie z orzecznictwem
Sądu (2) umorzenia długu przyznanego przedsiębiorstwu
przez wierzycieli prywatnych nie można łączyć z wkładem
przedsiębiorstwa otrzymującego pomoc ze środków włas-
nych lub z zewnętrznych źródeł finansowania na warun-
kach rynkowych w rozumieniu Wytycznych.

47. Po drugie, wątpliwe jest czy przeszłe i planowane oszczęd-
ności kosztów stanowią wkład własny w restrukturyzację.
Same oszczędności kosztów nie stanowią zastrzyku świe-
żego kapitału do przedsiębiorstwa. Jeśli chodzi o przyszłe
oszczędności kosztów, zostały one wyraźnie wykluczone w
Wytycznych, które w pkt 43 stwierdzają, że wkład musi
być rzeczywisty a przyszłe spodziewane zyski, takie jak
przepływ środków pieniężnych, nie mogą być uznane za
wkład własny.

48. Wreszcie, Komisja ma wątpliwości co do prawdopodo-
bieństwa powodzenia sprzedaży aktywów planowanej na
2009 r., która miałaby zwiększyć udział własny w restruk-
turyzacji.

2.4. Unikanie nieuzasadnionych zakłóceń konkurencji

49. Zgodnie z pkt 38–42 Wytycznych, muszą zostać podjęte
środki łagodzące w najwyższym możliwym stopniu niepo-
żądane skutki pomocy dla konkurentów beneficjenta
pomocy. Pomoc nie powinna nadmiernie zakłócać konku-
rencji. Oznacza to zazwyczaj ograniczenie udziału w rynku,
jaki może posiadać przedsiębiorstwo na danych rynkach
pod koniec okresu restrukturyzacji. Przymusowe ogranicze-
nie lub zmniejszenie udziału przedsiębiorstwa w danym
rynku stanowi środek wyrównawczy działający na korzyść
jego konkurentów. Środek musi być proporcjonalny do
zakłócających skutków pomocy oraz do względnego znac-
zenia przedsiębiorstwa na jego rynku lub rynkach.

50. Zgodnie z pkt 56 Wytycznych, warunki zezwolenia na
pomoc są mniej rygorystyczne w zakresie wymaganych
środków wyrównawczych, jeśli pomoc jest udzielana na tak
zwanych obszarach objętych pomocą. Badając następstwa
pomocy na restrukturyzację dla rynku i dla konkurentów,
Komisja uwzględni fakt, że BB mieści się w obszarze obję-
tym pomocą na podstawie art. 87 ust. 3 lit. a Traktatu WE.

51. Tym niemniej na tym etapie Komisja nie może stwierdzić,
czy uniknie się nieuzasadnionych zakłóceń konkurencji. Po
pierwsze, chociaż polskie władze nie przekazały informacji
dotyczących istnienia nadmiaru zdolności produkcyjnych
na rynku, na którym działa BB, jak wynika z informacji
bedących w posiadaniu Komisji, na rynku tym wystepują
nadmierne zdolności produkcyjne, zarówno na poziomie
europejskim jak i światowym.
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52. Po drugie, Komisja ma wątpliwości, co do zasadności pro-
ponowanych środków wyrównawczych. Przedsiębiorstwo
planuje redukcję powierzchni zakładu produkcyjnego, ale
nie zmniejszy to zdolności produkcyjnej. Także poziom
zatrudnienia w fabryce został znacznie zredukowany, ale
wydaje się, że było to konieczne ze względu na rentowność.
BB nie planuje zmniejszenia zdolności produkcyjnych
twierdząc, że zagroziłoby to rentowności przedsiębiorstwa,
jednakże przedstawiona analiza progu rentowności wywo-
łuje wątpliwości w tym zakresie.

53. Jak już wspomniano w pkt 18, zaproponowanym środkiem
wyrównawczym jest utrzymanie produkcji na dotychczaso-
wym poziomie, bez zaspokajania popytu ponad ten
poziom. Także ta propozycja wzbudza wątpliwości: nie jest
jasne czy sugerowany poziom popytu jest pewny, a jeśli
tak, to czy zobowiązanie do niepodnoszenia mocy produk-
cyjnych stanowi środek wyrównawczy w rozumieniu
Wytycznych. Ponadto, jeśli popyt jest na poziomie sugero-
wanym przez polskie władze, nie wyjaśniły one, dlaczego
przedsiębiorstwo nie zaspokoiło tego dodatkowego popytu,
a przez to nie wygenerowało do chwili obecnej dodatko-
wych zysków.

54. Ponadto, zgodnie z pkt 45 Wytycznych, pomoc i sposób jej
udzielania muszą być takie, aby uniknąć sytuacji, w której
pomoc umożliwia przedsiębiorstwu dysponowanie dodat-
kowymi źródłami płynności, które mogłyby zostać wykor-
zystane na inicjatywy o charakterze agresywnym i zakłóca-
jącym rynek. Zgodnie z Wytycznymi nie zezwala się więc
na przyznanie pomocy restrukturyzacyjnej na planowaną
ekspansję.

IV. DECYZJA

55. W związku z powyższym Komisja podjęła decyzję o
wszczęciu procedury określonej w art. 88 ust. 2 Traktatu
WE w związku z notyfikowanymi środkami pomocy, ze
względu na wątpliwości co do ich zgodności ze wspólnym
rynkiem.

56. W świetle powyższych rozważań, Komisja, zgodnie z pro-
cedurami ustanowionymi w art. 88 ust. 2 Traktatu WE,
zwraca się do władz polskich z prośbą o przedstawienie
uwag oraz dostarczenie informacji, które mogą pomoc w

dokonaniu oceny pomocy, w terminie jednego miesiąca od
daty otrzymania niniejszego pisma. Informacje powinny
między innymi zawierać:

— informacje na temat obecnej struktury własności Bison-
Bial;

— szczegółowe informacje dotyczące zysków osiągniętych
w 2004 i 2005 r., w szczególności przychodów z jed-
norazowych operacji niezwiązanych z działalnością ope-
racyjną przedsiębiorstwa, takich jak zrzeczenie się wier-
zytelności;

— informacje dotyczące restrukturyzacji produktów — co
przedsiębiorstwo zamierza zmienić, jeśli chodzi o pro-
dukty i w jaki sposób pomoże to uniknąć powtórzenia
się trudności, w przypadku ponownego wystąpienia nie-
korzystnych warunków na rynku;

— informacje dotyczące decyzji władz restrukturyzacyj-
nych, wymienionych w tabelach 7 i 8, załączonych do
planu restrukturyzacji Bison-Bial

— propozycje środków mających na celu ograniczenie
zakłóceń konkurencji.

57. Komisja występuje do władz polskich o niezwłoczne przes-
łanie kopii niniejszego pisma do Bison-Bial S.A.

58. Komisja pragnie przypomnieć Polsce, że art. 88 ust. 3 Trak-
tatu WE ma skutek zawieszający, i chciałaby zwrócić uwagę
na art. 14 rozporządzenia Rady (WE) nr 659/1999, który
stanowi, że beneficjent jest zobowiązany zwrócić wszelką
pomoc przyznaną bezprawnie.

59. Komisja przypomina również, że przekaże odpowiednie
informacje zainteresowanym stronom w drodze opubliko-
wania niniejszego pisma i jego podsumowania w Dzienniku
Urzędowym Unii Europejskiej. Poinformuje też zainteresowane
strony w krajach EFTA, które są sygnatariuszami Umowy
EOG, w drodze publikacji ogłoszenia w Suplemencie EOG
do Dziennika Urzędowego Unii Europejskiej oraz poinformuje
Urząd Nadzoru EFTA przez przesłanie mu kopii niniejszego
pisma. Wszystkie zainteresowane strony będą mogły
przedstawić swoje uwagi w terminie 1 miesiąca od daty
publikacji.“
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STAATLICHE BEIHILFEN — FRANKREICH

Staatliche Beihilfe Nr. C 74/99 (ex NN 65/99) — Beihilfe für den Bau des Kreuzfahrtschiffs Le Levant

Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/C 23/08)

Mit Schreiben vom 6. Dezember 2006, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist,
hat die Kommission Frankreich ihren Beschluss mitgeteilt, ihre Entscheidung vom 2. Dezember 1999 über
die Einleitung des Verfahrens nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag zu ergänzen.

Die Kommission fordert alle Beteiligten auf, innerhalb eines Monats nach dem Datum dieser Veröffentli-
chung eine Stellungnahme an folgende Anschrift zu richten:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Staatliche Beihilfen
B-1049 Brüssel
Fax: (32-2) 296 12 42

Die Stellungnahmen werden an Frankreich weitergeleitet. Jeder, der eine Stellungnahme abgibt, kann unter
Angaben von Gründen schriftlich beantragen, dass seine Identität nicht bekannt gegeben wird.

ZUSAMMENFASSUNG

I. VERFAHREN

Mit der Entscheidung vom 2. Dezember 1999 (1) eröffnete die
Kommission das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag
wegen Steuerermäßigungen, die Frankreich in Verbindung mit
dem Erwerb des Kreuzfahrtschiffs Le Levant gewährt hatte. Mit
der Entscheidung vom 25. Juli 2001 (2) erließ die Kommission
eine abschließende Entscheidung, in der sie die Rückzahlung der
Beihilfe fordert. Diese Entscheidung wurde durch Urteil des
Gerichts erster Instanz vom 22. Februar 2006 (3) für nichtig
erklärt. Folglich läuft das förmliche Prüfverfahren weiter. Auf-
grund dieser Nichtigerklärung ist nach Ansicht der Kommission
eine Ergänzung der Entscheidung über die Verfahrenseinleitung
vom 2. Dezember 1999 erforderlich.

II. BESCHREIBUNG DER MASSNAHME

1996 finanzierten die Bank […] (*) ([…]) und die Compagnie
des Iles du Ponant (CIP) den Bau des Schiffes Le Levant auf
folgende Weise:

[…] und CIP (über ihre Tochtergesellschaft CIL) gründeten eine
Eigentümergemeinschaft für das Schiff, wobei CIL zwei Anteils-
scheine zeichnete (so genannte Schiffsparte). […] zeichnete die
restlichen 738 Parte, um sie an Investoren zu verkaufen. Für den
Betrieb des Schiffes gründeten die Anteilseigner Einpersonen-
gesellschaften, die steuerlich transparent waren, d. h. der Ertrag
der Gesellschaft wurde bei den Gesellschaftern als Einkommen-
steuer besteuert. Die Eigentümergemeinschaft sollte Le Levant
erwerben und dann als Kreuzfahrtschiff in bestimmen über-
seeischen Gebieten Frankreichs, insbesondere in Saint-Pierre und
Miquelon, betreiben. Anschließend sollten die Anteilseigner ihre
Schiffsparte zu einem besonders niedrigen Preis an CIL abtreten.

Nach den der Kommission vorliegenden Informationen wurde
die Finanzierung des Schiffes wie vorgesehen durchgeführt.

Mit der Entscheidung vom 23. November 1996 gewährten die
französischen Behörden der Eigentumsgemeinschaft bestimmte
Steuerermäßigungen im Rahmen des „Loi Pons“.

III. WÜRDIGUNG

Beim derzeitigen Stand des Verfahrens vertritt die Kommission
die Auffassung, dass die Steuerermäßigungen eine staatliche Bei-
hilfe gemäß Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag für die Gesellschaf-
ter der Miteigentümergesellschaften sowie an CIL darstellen. Die
Kommission zweifelt, dass die Beihilfe mit den Bestimmungen
der Richtlinie 90/684/EWG über die Beihilfen für den Schiffbau
und insbesondere mit den die Entwicklungshilfe betreffenden
Bestimmungen vereinbar ist. Der Eigentümer des Schiffes (die
Eigentümergemeinschaft) war offenbar nicht in einem Gebiet
ansässig, das für in Form von Entwicklungshilfe gewährte Beihil-
fen in Frage kommt. Die Kommission bezweifelt jedenfalls, dass
die Beihilfe einen echten Beitrag zur Entwicklung eines förder-
fähigen Gebiets ermöglicht.

DAS SCHREIBEN

„1. PROCÉDURE

(1) Par décision du 2 décembre 1999, publiée au Journal officiel
des Communautés européennes le 5 février 2000 (4), la Com-
mission a ouvert la procédure formelle d'examen prévue à
l'article 88, paragraphe 2, du traité CE à l'égard de certaines
aides accordées pour la construction du navire de croisière
Le Levant.
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(2) Par décision en date du 25 juillet 2001 (5), la Commission
a clôturé la procédure d'examen en concluant à une aide
d'état incompatible avec le marché commun et en enjoig-
nant la France de “prendre toutes les mesures nécessaires
pour interrompre et récupérer [l'aide] auprès des investis-
seurs, qui sont les bénéficiaires directs de l'aide et les prop-
riétaires actuels du paquebot”.

(3) La décision de clôture de la Commission a été annulée par
arrêt du Tribunal de Première Instance des Communautés
européennes du 22 février 2006 (affaire T-34/02). Le Tri-
bunal a notamment considéré que la décision de la Com-
mission comportait des lacunes de motivation telles
qu'il n'était pas en mesure de vérifier que les éléments con-
stitutifs d'une aide d'état au sens de l'article 87, paragraphe
1, du traité CE étaient réunis.

(4) Comme suite à l'arrêt du Tribunal, la procédure d'examen
initiée par la décision précitée du 2 décembre 1999
demeure ouverte.

(5) Depuis l'adoption de la décision de clôture du 25 juillet
2001, et notamment dans le cadre de la procédure devant
le Tribunal de Première Instance, la Commission a eu con-
naissance de renseignements qui l'amènent à revoir partie-
llement la présentation des faits et l'analyse juridique préli-
minaire exposées dans la décision d'ouverture du
2 décembre 1999.

(6) Eu égard aux motifs de l'arrêt du Tribunal du 22 février
2006 et aux nouveaux renseignements portés à la connais-
sance de la Commission, la Commission juge opportun
d'inviter de nouveau la République française et les parties
intéressées, sur la base de l'article 88, paragraphe 2, du
traité CE, à présenter leurs observations.

(7) La présente décision, tout en prévoyant un nouveau délai
pour la présentation d'observations, complète la décision
précitée du 2 décembre 1999. Les deux décisions doivent
être considérées comme formant un ensemble indissociable
et donneront lieu à une seule et même procédure formelle
d'examen. Dans la mesure où la description des faits et du
droit ou l'évaluation préliminaire de la Commission dans la
présente décision s'écarteraient de la décision du
2 décembre 1999, il y a lieu de tenir compte uniquement
de la présente.

2. DESCRIPTION DE LA MESURE EN CAUSE

2.1. La “Loi Pons”

(8) La loi du 11 juillet 1986 portant loi de finances rectifica-
tive pour 1986, modifiée, prévoit des allégements fiscaux
pour certains investissements dans les territoires et dépar-
tements français d'outre-mer (“Loi Pons”).

(9) La France a notifié ces mesures à la Commission pour exa-
men de leur compatibilité avec les dispositions communau-
taires en matière d'aide d'état. Par lettre en date du
27 janvier 1993 la Commission a informé la France qu'ap-
rès examen des mesures, elle avait décidé de ne pas élever
d'objections au titre des articles 92 et 93 du traité CEE
(devenus depuis les articles 87 et 88 du traité CE). La Com-
mission a néanmoins précisé que l'application de ces aides
restait soumise aux réglementations et encadrements du
droit communautaire relatifs à certains secteurs d'activité.

(10) Dans la présente décision, les références à la “Loi Pons”
visent les dispositions de l'article 238 bis HA I et III quater
du Code Général des Impôts (ci-après “CGI”), telles qu'ap-
plicables au 23 novembre 1996.

2.1.1. Article 238 bis HA I du CGI

(11) En vertu de l'article 238 bis HA I du CGI, les entreprises
peuvent déduire de leurs résultats imposables une somme
égale au montant total des investissements productifs réali-
sés dans certains départements et territoires français
d'outre-mer (dont Saint-Pierre-et-Miquelon). Cet article
comporte une dérogation au régime général du CGI qui
n'admet pas la déduction de tels montants aux fins de l'é-
tablissement du résultat imposable de l'entreprise.

(12) L'article 238 bis HA III ter du CGI précise que les investis-
sements dans certains secteurs, dont la navigation de plai-
sance, n'ouvre droit à la déduction prévue au I dudit article
qu'à condition d'avoir reçu l'agrément préalable du
ministre du budget. Cet agrément “peut être accordé, après
qu'a été demandé l'avis du ministre des départements et
territoires d'outre-mer, si l'investissement présente un inté-
rêt économique pour le département dans lequel il est réa-
lisé, s'il s'intègre dans la politique d'aménagement du terri-
toire et de l'environnement et s'il garantit la protection des
investisseurs et des tiers.”.

2.1.2. Article 238 bis HA III quater du CGI

(13) Le CGI prévoit que les personnes physiques payent un
impôt sur leur revenu. Cet impôt frappe le revenu net glo-
bal du contribuable, qui est constitué par le total des reve-
nus nets dans un certain nombre de catégories de revenus.
En règle générale, le revenu net dans les différentes catégo-
ries est constitué par les propriétés, capitaux, traitements
etc. dont jouissent les contribuables, ainsi que par les béné-
fices des opérations lucratives auxquelles ils se livrent, sous
déduction notamment du déficit constaté pour une année
dans une catégorie de revenus.

(14) Néanmoins, s'agissant de la catégorie des “bénéfices indust-
riels et commerciaux”, l'article 156 1 bis du CGI prévoit
que la déduction n'est pas admise pour les “déficits prove-
nant, directement ou indirectement, des activités relevant
des bénéfices industriels ou commerciaux lorsque ces acti-
vités ne comportent pas la participation personnelle, conti-
nue et directe de l'un des membres du foyer fiscal à l'ac-
complissement des actes nécessaires à l'activité. Il en est
ainsi, notamment, lorsque la gestion de l'activité est confiée
en droit ou en fait à une personne qui n'est pas un
membre du foyer fiscal par l'effet d'un mandat, d'un cont-
rat de travail ou de toute autre convention”.

(15) Par dérogation à ce principe du CGI, l'article 238 bis HA
III quater du CGI prévoit que les dispositions de l'article
156 1 bis ne sont pas applicables aux déficits provenant de
la déduction des investissements visée au I dudit article et
de leur exploitation réalisés à compter du 1er janvier 1996
et qui reçoivent un agrément préalable du ministre chargé
du budget dans les conditions précitées de l'article 238 bis
HA III ter.
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2.2. L'opération de financement du Levant

(16) En 1996, la banque […] (*) (ci-après “[…]”) et la Compagnie
des Iles du Ponant (ci-après “CIP”) ont mis en place un mon-
tage visant à financer la construction d'un navire de crois-
ière dénommé Le Levant. Cet accord a été formalisé par un
protocole en date du 9 décembre 1996 entre […], CIP et
la Compagnie des Iles du Levant (“CIL”), filiale spécialement
constituée par CIP pour les besoins du projet.

(17) Les différents éléments du montage peuvent être résumés
de la manière suivante.

2.2.1. La copropriété maritime

(18) […] et CIL constituent une copropriété maritime (au sens
de la loi No 67-5, modifiée), dénommée “copropriété du
navire Le Levant” et ayant son siège administratif à Nantes.
Selon ses statuts, la copropriété a pour objet le finance-
ment, l'acquisition, l'armement et l'exploitation d'un navire
de croisières de luxe dénommé “Le Levant”. La copropriété
est divisée en 740 parts, ou “quirats”, dont CIL a souscrit
deux et […] les 738 restants.

(19) Il est prévu que la copropriété commande le navire auprès
des chantiers navals Leroux & Lotz Naval en France pour
un prix de 228 550 000 FF [soit environ 35 millions
EUR (6)]. Le navire doit être livré en 1998.

(20) CIL est nommée gérant de la copropriété et doit à ce titre,
contre rémunération, assurer le suivi de la construction du
navire et, après sa livraison, l'exploiter pour le compte et
aux risques de la copropriété (7).

2.2.2. Placement des quirats

(21) […] placera ses 738 quirats auprès d'investisseurs, passibles
de l'impôt sur le revenu et désireux de bénéficier des avan-
tages fiscaux découlant de la Loi Pons. Aux fins de cette
opération, chaque investisseur constituera une entreprise
(ci-après “société quirataire”) dont il sera l'unique associé,
ayant pour objet social l'acquisition des quirats et l'exploi-
tation du navire en copropriété. Cette société aura le statut
d'une Entreprise unipersonnelle à responsabilité limitée (ou
“EURL”).

(22) Il convient de préciser qu'une EURL dont l'associé unique
est une personne physique est fiscalement transparente.
L'associé intègre donc dans son imposition sur le revenu
(dans la catégorie des bénéfices industriels et commerciaux)
les bénéfices sociaux dégagés par l'EURL. Il peut aussi, le
cas échéant, imputer le déficit de la société sur ses autres
revenus, à condition que celles-ci soient de même nature.
Néanmoins, en vertu des dispositions précitées de l'article
156 1obis du CGI, il ne peut en principe imputer des défi-
cits provenant d'activités relevant des bénéfices industriels
et commerciaux que lorsque ces activités comportent la

participation personnelle de l'un des membres du foyer fis-
cal à l'accomplissement des actes nécessaires à l'activité.

(23) Chaque société quirataire devra acquérir au moins deux
quirats. Le prix sera de 636 216 FF (env. 100 000 EUR)
par lot de deux quirats. Les sociétés quirataires financeront
l'acquisition des quirats la manière suivante (pour un lot de
deux quirats):

— Un apport de capital de l'associé de 50 000 FF (env.
7 700 EUR).

— Un prêt consenti par […] au taux fixe de 8 % et cou-
rant sur 7 ans à compter du 31 décembre 1996. Pour
un lot de deux quirats, le montant s'élèvera à
554 683 FF (environ 85 300 EUR).

— La quote-part du dépôt de garantie constitué par CIL
auprès de chaque société quirataire en garantie de sa
bonne gestion de la copropriété. Cette garantie repré-
sentera un montant global de 40 000 000 FF (env.
6 150 000 EUR), soit 108 108 FF (env. 16 600 EUR)
par lot de deux quirats, et portera intérêt au taux
de 8 % l'an, les intérêts étant capitalisés annuellement à
compter du 31 décembre 1996. La garantie sera rem-
boursable, en principal et intérêts capitalisés, au
31 décembre 2003.

(24) Après la cession de tous les quirats détenus par […], la
copropriété maritime sera composée des sociétés quiratai-
res et CIL (en sa qualité de détentrice de 2 quirats).

2.2.3. La phase d'exploitation du navire

(25) Selon le mécanisme du montage, la copropriété exploitera
Le Levant en tant que navire de croisière à partir de sa liv-
raison jusqu'à la fin de 2003. Aux termes des statuts de la
copropriété, les quirataires partagent aux profits et aux per-
tes d'exploitation au prorata de leurs intérêts dans le
navire.

(26) Les besoins en trésorerie des sociétés quirataires résulte-
ront:

— des résultats d'exploitation de la copropriété, si elle
était déficitaire,

— des annuités de remboursement et des frais financiers
sur l'emprunt bancaire consenti par […] pour l'achat
des quirats, et

— des charges de gestion des sociétés.

(27) Ces besoins en trésorerie seront couverts par les associés
qui s'engageront formellement à réinvestir, sous la forme
d'augmentations de capital de leurs sociétés quirataires res-
pectives, les économies d'impôt réalisées par la déduction
d'éventuels déficits de l'opération du navire dans la copro-
priété. Ces réinvestissements des économies d'impôt consti-
tueront la seule source de financement des sociétés quira-
taires lors de la phase d'exploitation (8).
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(6) Pour les faits antérieurs à l'introduction de l'euro, les montants en francs

français sont transposés, à titre purement indicatif, au cours de 6,5 FF
pour 1 euro.

(7) Ainsi, l'agrément du 26 novembre 2006 (voir section 2.3 de la présente
décision) relève ce qui suit: “Le navire sera exploité directement par la
copropriété maritime. À cette fin, elle conclura une convention de
gérance avec la société Compagnie des Iles du Levant (C.I.L)…”

(8) Ainsi, il ressort des documents d'informations soumis par la […] à la
Commission des opérations boursières (COB) que les associés “…réin-
vestiront en théorie la quasi-totalité de leurs économies d'impôt, en
souscrivant à des augmentations de capital annuelles des Sociétés Qui-
rataires. Ces augmentations de capital seront réalisées de façon à per-
mettre l'équilibre de la trésorerie des sociétés, sans toutefois y laisser des
excédents”. En ce qui concerne la trésorerie des sociétés quirataires, il
ressort des “comptes d'exploitation prévisionnels de la copropriété”,
annexées à la documentation soumise à la COB, que le résultat d'exploi-
tation prévu était négatif chaque année de la période 1996-2003.



2.2.4. La sortie de l'opération

(28) Par promesses croisées, les sociétés quirataires s'engagent à
vendre à la […] (et la […] à acheter) leurs quirats au prix
total de 124 861 905 FF (soit environ 19 millions EUR)
au terme de la phase d'exploitation du navire par la copro-
priété. Ce prix, dit “prix de base”, pourra néanmoins varier
selon une formule prédéfinie en fonction des taux d'impo-
sition effectivement appliqués dans la tranche maximale de
l'impôt sur le revenu dans les années 1997-2003. Le prix
de base sera diminué du passif des sociétés quirataires à la
date de la cession (correspondant, pour l'essentiel, au dépôt
de garantie constitué par CIL avec intérêts capitalisés). Le
prix net est estimé à 56 494 213 FF (environ 8,7 millions
EUR), soit 153 101 FF (environ 23 500 EUR) par lot de
deux quirats. Cette cession est prévue d'intervenir au plus
tard le 29 février 2004.

(29) De leur côté, […] et CIL sont liées par des promesses crois-
ées selon lesquelles CIL se portera acquéreur de tous les
quirats détenus par la […] à un prix correspondant au prix
payé par […]. Ce transfert est prévu d'avoir lieu au plus
tard le 29 février 2004.

2.3. L'agrément des autorités françaises

(30) La […] et CIP ont soumis le dispositif résumé ci-dessus
aux autorités françaises en vue d'obtenir l'agrément néces-
saire à l'octroi des avantages fiscaux prévus par la “Loi
Pons”.

(31) Par agrément en date du 26 novembre 1996, accordé en
application de l'article 238 bis HA III ter et quater du CGI,
le ministre du budget a décidé que

— les sociétés quirataires pourront déduire de leurs résul-
tats fiscaux dégagés au titre de l'exercice d'acquisition
de leurs quirats le montant de leurs investissements (la
base de déduction totale a été fixée à 228,5 millions FF
augmenté des frais de portage éventuels), et que

— les dispositions de l'article 156, 1 bis, du CGI, précitées,
ne seront pas applicables aux déficits résultant de l'ac-
quisition du navire et de son exploitation (ce qui, par
conséquent, permettra aux associés des sociétés quira-
taires de déduire ces déficits de leurs revenus).

(32) Dans le texte de l'agrément, les autorités françaises ont
expressément pris acte de certains éléments de l'opération
et notamment de ce que CIP et […] “garantiront … aux
porteurs des parts des sociétés constituées pour acheter les
quirats, le rachat de leurs parts au terme de la 5ème année
d'exploitation pour une valeur égale à 56,756 MF”.

(33) L'agrément était assorti de la condition que les sociétés qui-
rataires conservent leurs parts de copropriété pendant cinq
ans à compter de la livraison du navire et affectent celui-ci
pendant cinq ans à une exploitation outre-mer. Pendant
cette même période, les associés devaient conserver leurs
parts dans les sociétés quirataires.

2.4. Situation actuelle

(34) Selon les informations dont dispose la Commission, l'opé-
ration de financement du Levant a été mise en œuvre con-
formément à l'accord entre CIP et […] résumé ci-dessus.

(35) Les diverses promesses de vente et d'achat liant les parties
au montage auraient été appliquées comme prévu, en con-

séquence de quoi CIL serait devenu propriétaire de tous les
quirats du Levant en janvier 2004. Le prix global effective-
ment payé pour les 738 quirats aurait été de
17 731 821 EUR, ce qui aurait entraîné dans le chef des
sociétés quirataires une moins-value comptable de
13 452 273 EUR.

(36) La Commission note qu'en droit français, la réunion de
tous les parts d'un navire en une seule main entraîne la dis-
solution de la copropriété maritime.

(37) Le Levant serait actuellement exploité comme navire de
croisière par CIP, société mère de CIL.

3. APPRÉCIATION DE LA MESURE AU REGARD DE
L'ARTICLE 87 DU TRAITÉ CE

3.1. Généralités

(38) L'article 87, paragraphe 1, du traité CE dispose que, sauf
dérogations prévues par le même traité, sont incompatibles
avec le marché commun, dans la mesure où elles affectent
les échanges entre États membres, les aides accordées par
les états ou au moyen de ressources d'état qui faussent ou
qui menacent de fausser la concurrence en favorisant cer-
taines entreprises ou certaines productions.

(39) Il convient en premier lieu de remarquer que la Commis-
sion, par sa lettre précitée du 27 janvier 1993, a conclu
que le dispositif de la Loi Pons constitue une aide d'état au
sens du droit communautaire.

(40) Il peut néanmoins être opportun d'apporter les précisions
suivantes.

3.2. L'octroi d'un avantage et les bénéficiaires
potentiels

3.2.1. Observations générales

(41) La question du bénéficiaire de l'aide étant étroitement liée
à celle de l'avantage accordé à “certaines entreprises ou cer-
taines productions”, il convient de les aborder conjointe-
ment.

(42) Ainsi qu'il l'a été démontré plus haut, les dispositions de la
Loi Pons appliquées au montage en cause constituent une
dérogation à la loi fiscale générale et, dans la mesure où
elles offrent des possibilités de déduction plus importantes
que la règle générale, apportent un avantage aux contribua-
bles auxquelles elles s'appliquent.

(43) L'acte octroyant cet avantage est la décision d'agrément du
ministre du budget du 23 novembre 1996.

(44) La Commission relève que lorsqu'elles ont accordé l'agré-
ment, les autorités françaises avaient connaissance de l'en-
semble du montage relatif au financement du Levant, y
compris le fait que l'opération, afin de produire le résultat
escompté, supposait que se réalisent successivement une
série d'événements étalés dans le temps. De ce fait, l'agré-
ment du ministre du budget entérine l'ensemble des élé-
ments du montage et notamment la vente des quirats des
sociétés quirataires à CIL (via […]) à un prix particulière-
ment bas.
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3.2.2. Les bénéficiaires potentiels

(45) Le montage permettant de financer Le Levant en bénéficiant
des avantages fiscaux de la Loi Pons concerne quatre
acteurs: la copropriété maritime, CIL, […] et le chantier
naval.

3.2.2.1. La copropriété/Les associés des sociétés quirataires

(46) Aux termes de l'agrément, le bénéfice des articles 238 bis
HA III ter et quater du CGI est accordé “à la copropriété
maritime du navire Le Levant”.

(47) Cependant, les résultats de la copropriété sont imposables
au niveau des sociétés quirataires qui la composent, et ce
sont ces mêmes sociétés qui sont visées par la possibilité
de déduire de leurs résultats fiscaux le montant de l'acquisi-
tion des quirats (accordé sur la base de l'article 238 bis HA
I du CGI).

(48) La dérogation à l'article 156 1 bis du CGI octroyée sur la
base de l'article 238 bis HA III quater du CGI bénéficie aux
associés des sociétés quirataires entre les mains desquels les
résultats des sociétés quirataires seront imposés (à l'impôt
sur le revenu) en vertu de la transparence fiscale des EURL.

(49) Les avantages accordés par l'agrément produisent donc
leurs effets dans le chef des associés des sociétés quirataires.
À cet égard, la Commission estime qu'il n'y a pas lieu de
distinguer entre l'avantage reçu par la personne physique
associé unique de l'EURL, et l'avantage reçu par la
société (9).

(50) La Commission estime donc à ce stade que les associés des
sociétés quirataires peuvent être regardés comme bénéficiai-
res de l'aide.

3.2.2.2. CIL

(51) Le montage prévoit que les parts du Levant détenues pas
les sociétés quirataires seront cédés à CIL (via […]) à la fin
de l'opération à un prix avantageux. À ce stade, il semble à
la Commission que cette cession vise à transférer l'avantage
octroyé aux sociétés quirataires, ou au moins une partie de
cet avantage, à CIL, de telle manière que l'avantage ne serait
pas retenu dans son intégralité par les sociétés quirataires.

(52) La cession des quirats à CIL, ainsi que leur prix, était fixé
dans le montage soumis pour agrément aux autorités fran-
çaises. Il semble par conséquent à la Commission que l'a-
vantage octroyé par les autorités françaises visait dès le
départ non seulement les sociétés quirataires mais aussi
CIL, dans la mesure où il était prévu qu'au moins une par-
tie de l'avantage lui revienne par la cession des quirats à un
prix convenu. Le fait que cet avantage, accordé par l'octroi
de l'agrément, ne devait se concrétiser qu'à une date future
ne modifie pas cette analyse.

(53) La Commission estime donc, à ce stade, que CIL peut être
regardé comme bénéficiaire de l'aide.

(54) La Commission ajoute que CIL peut aussi être regardé
comme bénéficiaire de l'aide en sa qualité de société quira-
taire.

3.2.2.3. Le chantier naval

(55) La Commission relève qu'en l'état des renseignements dont
elle dispose, le chantier naval n'aurait pas bénéficié directe-
ment des avantages accordés au titre de la Loi Pons. De
plus, le prix payé pour la construction du navire serait con-
forme aux prix applicable dans des conditions normales
du marché. À ce stade, le chantier ne semble pas devoir
être regardé comme bénéficiaire de l'avantage fiscal.

3.2.2.4. La […]

(56) En l'état des renseignements dont dispose la Commission,
il ne semble pas que la […] ait participé à l'avantage
accordé par les autorités françaises. Il ne semble donc pas,
à ce stade, que la […] doive être regardée comme bénéfici-
aire.

3.3. Sélectivité

(57) Par sa décision précitée du 27 janvier 1993, la Commis-
sion a déjà conclu au caractère sélectif des avantages fis-
caux de la “Loi Pons”, lesquels ne sont accordés qu'au titre
d'investissements opérés dans certaines collectivités
d'outre-mer de la République française.

(58) À titre surabondant, il convient de relever que les avanta-
ges accordés à la navigation de plaisance (entre autres sec-
teurs) nécessitent l'agrément des autorités. Aux termes de
l'article 238 bis HA III ter, deuxième alinéa, du CGI cet
agrément “peut être accordé” si le projet remplit certaines
conditions relativement vagues: “si l'investissement prés-
ente un intérêt économique pour le département dans
lequel il est réalisé, s'il s'intègre dans la politique d'aména-
gement du territoire et de l'environnement et s'il garantit la
protection des investisseurs et des tiers”. La Commission,
qui n'a connaissance d'aucun dispositif juridique plus pré-
cis encadrant l'exercice du pouvoir d'agrément, ne peut
exclure que le ministre du budget dispose d'un pouvoir
discrétionnaire lui permettant de sélectionner les bénéficiai-
res du régime d'aide selon des critères subjectifs.

3.4. L'avantage doit être octroyé au moyen de ressour-
ces de l'état

(59) Dans le cas présent, il semble que la France, en octroyant
l'avantage qui consiste en la déduction des investissements
des sociétés quirataires du Levant ainsi que des déficits
résultant de son opération, renonce à des recettes fiscales,
ce qui entraîne une diminution des ressources de l'état. L'a-
vantage est donc octroyé au moyen de ressources de l'état.

3.5. Affectation de la concurrence et des échanges
entre États membres

(60) Selon une jurisprudence constante, les échanges entre les
États membres sont affectés lorsque l'entreprise bénéficiaire
exerce une activité économique impliquant des échanges
entre États membres. Le simple fait que les aides renforcent
la position de cette entreprise par rapport à celle de ses
concurrents dans les échanges intracommunautaires per-
met de conclure que ces échanges sont affectés.
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(61) Les avantages accordés à aux sociétés quirataires et à CIL
leur permettront, successivement, d'acquérir Le Levant et de
l'exploiter en tant que navire de croisière à des conditions
de financement plus favorables que celles accessibles aux
autres opérateurs. La mesure en cause est donc susceptible
de fausser la concurrence dans le marché des croisières.

(62) Le marché des croisières est caractérisé par la présence,
dans la Communauté, de plusieurs opérateurs qui propo-
sent des croisières de plaisance, tant dans les eaux commu-
nautaires qu'en dehors de la Communauté, aux consomma-
teurs des différents États membres. L'aide est donc suscep-
tible d'affecter les échanges entre les États membres.

3.6. Conclusion

(63) En conclusion, à ce stade, la Commission considère que
tous les éléments constitutifs de la notion d'aide d'état sont
réunis.

4. EXAMEN DE LA COMPATIBILITÉ

(64) Étant donné que les avantages accordés pour la construc-
tion du Levant semblent constituer une aide d'état au sens
de l'article 87, paragraphe 1, du traité CE, il y a lieu de
porter une première appréciation sur sa compatibilité avec
le marché commun.

(65) À titre préliminaire, il convient de relever que l'aide en
cause n'a pas été notifiée à la Commission par les autorités
françaises. L'aide a donc été accordée en violation de l'arti-
cle 88, paragraphe 3, du traité CE qui prévoit que la Com-
mission est informée, en temps utile pour présenter ses
observations, des projets tendant à instituer ou à modifier
des aides.

4.1. Dispositif juridique applicable

(66) Ainsi que la Commission l'a souligné dans sa lettre du
27 janvier 1993, l'application d'aides accordées au titre de
la Loi Pons reste soumise aux réglementations et encadre-
ments du droit communautaire relatifs à certains secteurs
d'activité.

(67) La directive du Conseil du 21 décembre 1990 concernant
des aides à la construction navale (ci-après “la directive sur
la construction navale”) (10) s'applique à toutes les formes
d'aide aux armateurs ou à des tiers qui sont disponibles en
tant qu'aide pour la construction ou la transformation de
navires (articles 3 et 4). Il convient donc d'analyser l'aide
en cause par rapport aux dispositions de la directive sur la
construction navale.

4.2. Appréciation par rapport à la directive sur la
construction navale

(68) Vu la finalité de l'aide, la Commission estime qu'il convient
de l'analyser au regard de l'article 4, paragraphe 7, de la
directive sur la construction navale, concernant les “aides
au développement”.

(69) Les conditions dans lesquelles une aide d'état peut être
considérée compatible avec le marché commun au titre de

l'article 4, paragraphe 7, de la directive sur la construction
navale ont été développées dans la décision de la Commis-
sion du 2 décembre 1999. Cette même décision explique
aussi, à titre préliminaire, l'analyse que fait la Commission
de la mesure en cause au regard de ces conditions ainsi
que ses doutes concernant le respect de la “composante
développement”. Sur ces points, il est renvoyé au texte de
la décision du 2 décembre 1999, avec les précisions sui-
vantes:

4.2.1. Résidence du “propriétaire réel”

(70) Parmi les critères de l'OCDE auxquelles doivent satisfaire
les projets d'aide au développement (ainsi que le Commis-
sion en a informé les États membres par lettre SG(89) D/
311 du 3 janvier 1989), le donneur d'aide doit donner les
assurances appropriées que le propriétaire réel du navire
réside dans le pays bénéficiaire (et que l'entreprise n'est pas
une filiale non opérationnelle d'une société étrangère). À
cet égard, la Commission relève que le propriétaire du
Levant est la copropriété maritime, ayant son siège admi-
nistratif à Nantes et réunissant des sociétés quirataires
ayant elles-mêmes leurs sièges en France métropolitaine,
soit hors des zones qualifiées pour recevoir l'aide au déve-
loppement.

4.2.2. Intensité de l'aide

(71) Aux termes d'une autre condition de l'aide au développe-
ment, l'aide octroyée doit comporter un élément de libéra-
lité de 25 % au moins.

(72) À cet égard, la Commission relève que les sociétés quiratai-
res pourront déduire de leurs résultats le montant néces-
saire à l'acquisition de leurs parts dans Le Levant. Selon les
termes de l'agrément, la base de déduction est de 228,55
millions FF, augmenté des frais de portage éventuels. L'éco-
nomie fiscale effective réalisée par les sociétés quirataires
variera en fonction du revenu imposable de leurs associés
respectifs. Il ressort néanmoins des documents établis par
la […] en relation avec le montage de l'opération qu'elle a
fondé ses calculs sur le profil fiscal d'un “investisseur-type”
et que l'application de ce modèle aboutira à un taux moyen
d'économie d'impôt de 49,13 %.

(73) À ce stade, la Commission présume par conséquent que
l'intensité de l'aide est au minimum de 49,13 % du prix du
navire (la Commission présume que l'intensité pourra s'a-
vérer plus grande lorsqu'il sera aussi tenu compte de l'aide
consistant en la déduction des déficits des sociétés quiratai-
res, élément de l'aide qu'il n'est à ce stade pas possible de
chiffrer).

4.3. Conclusions relatives à la compatibilité

(74) À ce stade, la Commission n'est pas en mesure de conclure
que le critère relatif à la résidence du “propriétaire réel” du
navire est satisfait. La Commission doute donc que l'aide
accordée pour la construction du Levant puisse être quali-
fiée d'aide au développement au sens de l'article 4, paragra-
phe 7, de la directive sur la construction navale.
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(75) Si l'aide en cause ne devait pas être considérée comme une
aide au développement, la Commission doute que l'aide
soit compatible avec les dispositions générales de la direc-
tive sur la construction navale, étant donné que son inten-
sité semble dépasser le plafond de 9 % fixé conformément
à l'article 4 de ladite directive (11).

(76) Si, néanmoins, l'aide en cause devait satisfaire aux critères
énumérés dans la lettre précitée de la Commission du
3 janvier 1989, la Commission douterait, pour les raisons
énoncées dans sa décision du 2 décembre 1999, que l'aide
inclue une véritable composante “développement”.

(77) Par conséquent, il existe à ce stade des doutes concernant
la compatibilité de l'aide avec le marché commun.

5. CONCLUSION

(78) Au regard des considérations qui précèdent, la Commission
invite les autorités de la République française, dans le cadre
de la procédure prévue à l'article 88, paragraphe 2, du
traité CE, à présenter leurs observations et à fournir toute
information utile pour l'évaluation de la mesure dans un
délai d'un mois à compter de la date de réception de la
présente. La Commission invite ces autorités à transmettre
immédiatement une copie de la présente lettre aux bénéfi-
ciaires potentiels de l'aide.

(79) La Commission invite tout particulièrement les autorités de
la République française à lui présenter leurs observations
sur les points suivants:

— informations permettant d'établir la répartition exacte
de l'aide entre les bénéficiaires;

— le montant exact de l'aide, soit les économies fiscales
réalisées par la copropriété dans le chef des associés
des sociétés quirataires au titre de l'agrément sur base
de l'article 238 bis HA III ter et quater;

— l'utilisation effective du Levant depuis sa livraison jusqu-
'au 31 décembre 2003 et en particulier son affectation
à Saint-Pierre-et-Miquelon ou à d'autres régions éligi-
bles à l'aide au développement au sens de l'article 4,
paragraphe 7, de la directive sur la construction navale.

(80) Par la présente, la Commission avise les autorités de la
République française qu'elle informera les intéressés par la
publication de la présente lettre et d'un résumé de celle-ci
au Journal officiel de l'Union européenne. Elle informera égale-
ment les intéressés dans les pays de l'AELE signataires de
l'accord EEE par la publication d'une communication dans
le supplément EEE du Journal officiel, ainsi que l'autorité
de surveillance de l'AELE en leur envoyant une copie de la
présente. Tous les intéressés susmentionnés seront invités à
présenter leurs observations dans un délai d'un mois à
compter de la date de cette publication.“
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.4551 — Goldman Sachs/Onex/RAC)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/C 23/09)

1. Am 22. Januar 2007 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsich-
tigt: Die Goldman Sachs Group, Inc. („Goldman Sachs“, USA) und Onex Corporation („Onex“, Kanada)
erwerben im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung die gemeinsame Kontrolle über das
Unternehmen Raytheon Aircraft Company („RAC“, USA) durch Kauf von Aktien und Vermögenswerten.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Goldman Sachs: Investmentbanking, Wertpapier- und Investmentmanagement und weltweite Erbringung
einer Vielzahl von Bank-, Wertpapier- und Investitionsdienstleistungen;

— Onex: Erwerb, Verwaltung und Veräußerung von Unternehmensbeteiligungen in einem breiten Spektrum
verschiedener Märkte;

— RAC: Herstellung und Vertrieb von Geschäftsflugzeugen, Turboprop-Flugzeugen, Flugzeugen mit Kolben-
triebwerk, Turboprop-Schulflugzeugen und Flugzeugen für Spezialeinsätze; Vertrieb von Ersatzteilen und
Erbringung von Geschäftsluftfahrtdiensten auf Flughäfen.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass die angemeldete Transaktion unter die
Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fallen könnte. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie sich
allerdings vor. Gemäß der Mitteilung der Kommission über ein vereinfachtes Verfahren zur Behandlung
bestimmter Zusammenschlüsse nach der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 (2) des Rates ist anzumerken, dass
dieser Fall für eine Behandlung nach dem Verfahren, das in der Mitteilung dargelegt wird, in Frage kommt.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stel-
lung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffentli-
chung eingehen. Sie können der Kommission per Telefax (Fax-Nr. [32-2] 296 43 01 oder 296 72 44) oder
auf dem Postweg unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.4551 — Goldman Sachs/Onex/RAC an fol-
gende Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission
GD Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.4535 — Charterhouse/Vivarte)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/C 23/10)

1. Am 25. Januar 2007 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsich-
tigt: Das Unternehmen Charterhouse Capital Ltd („Charterhouse“, Vereinigtes Königreich) erwirbt im Sinne
von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung die Kontrolle über die Gesamtheit des Unternehmens
Vivarte („Vivarte“, Frankreich, Teil von Novarte) durch Aktienkauf.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— Charterhouse: Beteiligungskapital;

— Vivarte: Schuh- und Bekleidungseinzelhandel.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass der angemeldete Zusammenschluss
unter die Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fallen könnte. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält
sie sich allerdings vor. Die Sache kommt für ein vereinfachtes Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der
Kommission über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 139/2004 (2) des Rates in Frage.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stel-
lung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffentli-
chung eingehen. Sie können der Kommission per Fax (Nr. [32-2] 296 43 01 oder 296 72 44) oder auf dem
Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.4535 — Charterhouse/Vivarte, an folgende Anschrift
übermittelt werden:

Europäische Kommission
GD Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel
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HINWEIS

Am 1. Februar 2007 wird im Amtsblatt der Europäischen Union C 23 A der „Gemeinsame Sortenkatalog für
landwirtschaftliche Pflanzenarten — 25. Gesamtausgabe“ erscheinen.

Die Abonnenten des Amtsblatts erhalten unentgeltlich die der Zahl und der/den Sprachfassung(en) ihrer
Abonnements entsprechenden Exemplare. Sie werden gebeten, den unten stehenden Bestellschein ordnungs-
gemäß ausgefüllt und mit ihrer „Matrikelnummer“ (dem Code, der links auf jedem Etikett erscheint und mit
O/.......... beginnt) versehen zurückzusenden. Die kostenlose Bereitstellung des Amtsblatts wird während eines
Jahres ab dem jeweiligen Erscheinungsdatum gewährleistet.

Nichtabonnenten können dieses Amtsblatt kostenpflichtig bei einem unserer Vertriebsbüros beziehen
(http://publications.europa.eu/others/sales_agents_de.html).

Das Amtsblatt kann ebenso wie sämtliche anderen Amtsblätter (L, C, C A, C E) kostenlos über die Internet-
Site http://eur-lex.europa.eu abgefragt werden.
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